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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Verfolgt der Bundes] ustizminister weiterhin 
die Einrichtung einer kriminologischen Zen- 
tralstelle, und auf welchem Stand sind diese 
Bemühungen angelangt? 


2. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Welche Hindernisse, gegebenenfalls von wem, 
mit welchen Begründungen stehen der Ein- 
richtung einer kriminologischen Zentralstelle 
entgegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


3. Abgeordneter 

Lemmrich 


(CDU/CSU) 


4, Abgeordneter 

Memmel 


(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, 
daß Westdeutsche be^i Reisen in die DDR dort 
ein Postsparbuch anlegen können, auch um 
unverbrauchte Mark der Deutschen Noten- 
bank zur Verwendung bei einer späteren Be- 
suchsreise dort einzahlen zu können? 

Trifft es zu, daß nach dem Abschluß des 
Grundlagenvertrags die Beherbergungsbetrie- 
be in Mitteldeutschland — mit Ausnahme der 
sogenannten Interhotels — die Anweisung 
erhalten haben, keine einzelreisenden West- 
deutschen, die Verwandte oder Freunde be- 
suchen, als Gäste aufzunehmen? 

Trifft die vom Bundesminister für besondere 
Aufgaben beim Bundeskanzler als „üble Ente" 
bez ei ebnete, von „Bild am Sonntag" daraufhin 
ausdrücklich bestätigte, Meldung zu, Ost-Ber- 
lin habe die Übersiedlung von 120 000 Men- 
schen angeboten, wenn die Bundesregierung 
Ost-Berlin formell völkerrechtlich anerkenne, 
keine Flüchtlinge mehr auf nehme und eine 
Liste der Fluchthelfer übergebe, und sind 
— Verneinendenfalls — - ähnliche Positionen 
von Ost-Berlin ganz oder teilweise zu einem 
anderen Zeitpunkt unmittelbar oder mittelbar 
bezogen worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


6. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte zu, nach denen der Bun- 
deswissenschaftsminister auf einem DGB-Kon- 
greß Bildungsfragen als „Klassenfragen" be- 
zeichnet hat, und was ist darunter zu ver- 
stehen? 
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7. Abgeordneter 

Walkhoff 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Universitäten der Bunidets- 
repuhlik Deutschlanid Hochschullehrer beurlau- 
ben, die an die Buudeswelhrhochschuie abge- 
ordnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für besondere Aufgaben 


8. Abgeordneter Hat die Bundesregierunjg die Absicht, im Rah- 
Dr. Dollinger men. der Vermö,gen 9 biMung neue Anteilsieig- 

(CDU/CSU) njer an den Rücklagen der Unternehmen zu 

beteiligen, und teilt sie die Auiffassung, daß 
dies einer Umverteilung bereits vorhandenen 
Vermögens gle'ichkommt und somit aktienbe- 
sützende Haushalte entsprechend enteignet 
wierden, weil die die bisherige Kurshöhe mit- 
bestimmenden Rücklagen ider einbezogenen 
Unternehmen nunmehr auf eine größere An- 
zahl Aktien aufgeteilt werden? 


9. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung weiterhin die Auf- 
fassung, daß, wenn bei einer Beteiligung 
neuer Anteilseigner an den Rücklagen von 
Unternehmen bestehendes Vermögen bei Un- 
selbständigenlhauähalten (Ende 1969 inisgesamt 
Über 18 Millionen, wovon ca. 12^/o Aktien be- 
saßen) umver teilt wird, aktienanlagewillige 
Unseibständigenhaushalte davon abgehalten 
werden, fireiwiillig Vermögen zu bilden und 
vorhandenes Vermögen u, U. sogar wieder 
auf lösen und so, trotz des größer werdenden 
Anteils der Bevölkerungiskreise, zu deren 
Vorteil V ermögensbildungspolitik betrieben 
wird, am Gesamtvermögen eine gleichmäßi- 
gere Verteilung des Aktienvermögens er- 
schwert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 


(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es unumgänglich ist, die häufigsten Delikte 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes in einem 
Bußgeldkatalog aufzuführen, um dem wachsen- 
den Biewußtsein der Bevölkerung für Fragen 
des Umweltschutzes auch ein praktikables Um- 
weltrecht gegenüberzustellen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, ähnlich dem Bußgeldka- 
talog für Verkehrssünder, einen Bußgeldkata- 
log für Umweltsünder zu erstellen, um somit 
Polizei und Gerichte zu entlasten und gleich- 
zeitig auch der Bevölkerung den Willen des 
Gesetzgebers im Bereich des Umweltschutzes 
deutlicher zu machen? 
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11. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDTJ/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr, Evers 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr, Abelein 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Möllemann 


(FDP) 


Trifft es zu, daß das Kernkraftwerk in Lubmin 
in der DDR ohne die sowohl in der UdSSR als 
auch in der westlichen Welt üblichen Sicher- 
heit sanordnungen erbaut wurde, so daß im 
Fall einer Havarie des Reaktors auch Teile der 
Bundesrepublik Deutschland betroffen wür- 
den? 

Hat die Bundesregierung die-se Bedenken bei 
der Regierung der DDR vorgetragen, und wird 
sie darauf hinwirken, daß die strengen Sicher- 
heitsvorschriften, die in der Bundesrepublik 
Deutschland gelten, auch in den geplanten, 
unseren Grenzen nahen Kernkraftwerken in 
den Nachbarstaaten tatsächlich beachtet wer- 
den? 

Welche Anstrengungen wurden von seiten der 
Bundesregierung konkret unternommen, um 
auf die einzelnen Bundesländer einzuwirken, 
die Laufbahnen der KriminalpoliEeien der 
Länder der für den Bereich des Bundeskrimi- 
nalamts getroffenen Regelung anzupassen, wie 
es die optimistische Prognose des Bundes- 
innenministers vom 28. Mai 1970 in der Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage der CDU/CSU-Fraktion zur Verbrechens- 
bekämpfung vom 29. April 1970 („Ich bin 
sicher, daß die Länder uns, was die Laufbahn 
für die Kriminalpolizei angeht, folgen wer- 
den.") erwarten ließ? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, 
daß es in absehbarer Zeit eine Kriminalpolizei 
erster und zweiter Klasse mit allen Konse- 
quenzen für die Gewinnung geeigneten und 
anstrengungsbereiten Nachwuchses geben 
wird, falls nicht gleiche Laufbahnregelungen 
für Kriminalbeamte des Bundes und der Län- 
der geschaffen werden? 

Sind Behauptungen von DDR-Flüchüingen 
zutreffend, wonach sie bei ihrer Ankunft im 
Aufnahmeliager Gießen gezielt nach Flucht- 
wegen und Fluchthelfern befragt worden sind, 
und ist sichergestellt und folglich absolut aus- 
zuschließen, daß die Befragungsergebnisse 
hinsiichtlich der Fluchthelfer nicht auf irgend- 
eine Weise in die DDR gelangen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung (veröffentlicht u. a. in „liberal" 10/73), 
die Deutsche Bischofskanferenz, ein Organ der 
päpstlichen Vollzugsgewalt, habe sich mit ih- 
rem Beschluß vom 28. September 1973 in Ful- 
da, in dem es u. a. heißt, „Abzulehnen ist 
jedoch, daß sich ein Priester öffentlich inner- 
halb einer Partei, für eine Partei sowie für die 
Wahl einer Partei einsetzt", ünzulässigerweise 
in die Materie eines Vertrags eingemischt, 
der auf völkerrechtlicher Ebene geschlossen 
wurde? 
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17, Abgeordneter 

Möllemann 

(FDP) 


18. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Marschall 

(SPD) 


20. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Wende 
(SPD) 


23. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Welche Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung für eine zeitge- 
mäße Neuordnung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Kirche? 

Gedenkt die Bundesregierung, die Meinung 
des Bundestags, der die Bundesgesetze in 
deutscher Sprache zu beschließen hat, einzu- 
holen, bevor sie zum Problem der „gemäßig- 
ten Kleinschreibung" verbindliche Stellung- 
nahmen mit Außen Wirkungen abgibt? 

Welche Maßnahmen sind seitens der Bundes- 
regierung vorgesehen, politisch Verfolgten aus 
Chile in der Bundesrepublik Deutschland Hilfe 
zu leisten, bzw. Chilenen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, z, B. Stipendiaten, zu helfen, 
die bei einer Rückkehr nach Chile gefährdet 
wären? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 12. November 1973 zu, die 
Errichtung des Bundesamts für Umweiltschutz 
in West-Bierlin erfolge deshalb in Überein- 
stimmung mit dem Vier-Mächte-Abkommen, 
da es lediglich Empfehlungen aussprechen und 
keine Exekutivbefugnisse haben solle, oder ist 
die Bundesregierung nicht vielmehr der Auf- 
fassung, daß nur von einer Entwicklung der 
Beziehungen zwischen dem Land Berlin und 
dem Bund gesprochen werden kann, wenn bei 
der Neuerrichtung von Behörden, Körper- 
schaften und Anstalten des Bundes mindestens 
ein dem bisherigen Anteil entsprechenider Pro- 
zentsatz seinen Sitz in Berlin erhält? 

Trifft die Meldung der Zeitung „Die Welt" 
vom 9. November 1973 zu, Westberliner Mit- 
glieder der Sozialistischen Einheitspartei hät- 
ten auf einem Empfang des sowjetischen Ge- 
neralkonsuls in West^Berlin „DDR" -Orden ge- 
tragen, und was hat die Bundesregierung un- 
ternommen, bzw. was wird sie uinterneihmen, 
um die Anwendung des Ordensgesetzes sicher- 
zustellen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die edn- 
dringlichen Warnungen des hessischen Soziial- 
ministers Dr. Schmidt und des NOK-Pr äsiden- 
ten Willi Daume bei der NOK-Hauptviensamm- 
lung 1973, die davor gewarnt haben, einen 
weiteren Mißbrauch von Medikamenten als 
Mittel zur L eis tungs Verbesserung im Spitzen- 
sport zu dulden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Sportförderungsmittel nur dann eingesetzt 
werden dürfen, wenn sichergestellt ist, daß 
der Mißbrauch von Medikamenten im Spitzen- 
sport und die damit verbundenen Schäden der 
Sportler sowie eine antihumane Sportentwick- 
lung nicht noch gefördert werden? 
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24. Abgeordneter 

Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


25. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


26. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für den Einsatz der im Rahmen des 
Wassersichersteillungsgesetzes bislang durch- 
geführten Vorsorgemaßnahmen zur Trink- 
wassernotversorgung bei der übrwindung von 
partiellen Schwierigkeiten in der öffentlichen 
Wasserversorgung, wie sie auch in Friedens- 
zeiten als Folge einer Energiekrise, bei W.as- 
serklemmen, bei Unfällen mit wassergefähr- 
denden Stoffen und auch bei Anschlägen auf 
WasseTversorgungsanlagen auftreten können? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Trink- 
wassernotversorgung schneller auszubauen 
und sie auch auf Fälle auszudehnen, die im 
Wassersicherstellungsgesetz nicht ausdrücklich 
erwähnt sind? 


Trifft die Meldung des „Spieger' vom 19. No- 
vember 1973 zu, das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz habe dem Bundesinnenminister 
eine Liste gewerbsmäßiger Fluchthelfer zuge- 
stellt, und was ist mit dieser Liste geschehen, 
bzw. was hat die Bundesregierung danach 
unternommen? 

Wie hoch sind diie Aufwendungen der öffent- 
lichen Hand und der Wirtschaft für die Klä- 
rung von Abwässern, und in welchem Ver- 
hältnis stehen die unter Veriantwortung der 
öffentlichen Hand und die unter Verantwor- 
tung der Wirtschaft eingeleiteten Wasser- 
mengen zueinander? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung getan, bzw. was 
gedenkt sie zu tun, um dem Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft, 
neben der Handelspolitik auch die wirtschaft- 
lich^wissens chat tli ch-techni s che Koop eration 
mit dritten Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft zu übertragen, zur Annahme zu ver- 
helfen, und wird sie bis zur Annahme ihrer 
Politik auf diesem Gebiet mit der der übrigen 
Mitglieder der Gemeinschaft koordinieren 
und nicht über den von ihnen eingehaltenen 
Rahmen hinaus gehen? 


29. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, Mitglieder der 
Roser Europäischen Gemeinschaft forderten „gleiche 

(CDU/CSU) Rechte" wie die Bundesrepublik Deutschland 

im Handel mit der „DDR" und beabsichtigten, 
auch nach dem 1. Januar 1974 an bilateralen 
Handelsbeziehungen mit ihr festzuhalten, und 
was hat die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — getan, um deutlich zu machen, daß der 
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innerdeutsche Handel nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Grundvertrag 
vom innerdeutschen Verhältnis zwingend ge- 
boten und ebenso zwingend darauf beschränkt 
ist? 


30. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Nachdem während des Nahost-Krieges offen- 
sichtlich geworden ist, daß die Energiever- 
sorgung der Bundesrepublik Deutschland und 
der EWG in wenigen Tagen in Frage gestellt 
sein kann, wird die Bundesregierung um Aus- 
kunft gebeten, ob sie in Ausnutzung ameri- 
kanischer Forschungsergebnisse bereit ist, die 
Frage der Verflüssigung und der Vergasung 
der Kohle positiv zu beantworten? 


31. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den Über- 
legungen über die Erforschung und Erschlie- 
ßung neuer Energiequellen dem Bundestag die 
25 Gesetzesvorschläge über die Erschließung 
von Energiequellen wie Erdwärme, Schiefer- 
tonöl, Teersand, Wind, Gezeiten, Sonne, Koh- 
leverflüssigung, Kernspaltung u. a. des ame- 
rikanischen Kongresses zuzuleiten? 


32. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Welche Ursachen haben nach Meinung der 
Bundesregierung die nachlassenden Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten in der Baumaschinenin- 
dustrie, und ist die Bundesregierung bereit, 
in den Bereichen, in denen Massenentlassun- 
gen der Beschäftigten bevorstehen (z. B. Ha- 
nomag Hannover), gezielte Hilfen zu gewäh- 
ren, um diese Entlassungen zu verhindern? 


33. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fern- 
heizwerke in den letzten Wochen ihre Preise 
um 50^/o, gelegentlich sogar um 70Vo erhöht 
haben, und liegt hier nach Meinung der Bun- 
desregierung ein Mißbrauch wirtschaftlicher 
Macht im Sinne des Kartellgesetzes (Monopol- 
stellung der Untemehmen) vor? 


34. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Bezieher von Fernwärme vor so 
großen Preiserhöhungen zu schützen, und ist 
insbesondere daran gedacht, in das Mieter- 
schutzgesetz entsprechende Schutzklauseln 
aufzunehmen? 


35. Abgeordneter Muß die Bundesregierung nach ihrem während 
Wagner des Nahost-Kriegs den Vereinigten Staaten 

(Günzburg) gegenüber gezeigten Verhalten nicht damit 

(CDU/CSU) rechnen, daß möglicherweise nach GULF noch 

weitere deutsche Tochtergesellschaften ameri- 
kanischer Ölkonzerne vom deutschen Markt 
verschwinden, und welche Konsequenzen 
könnten sich daraus ergeben? 
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36. Abgeordneter 

Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Bliimenfeld 


(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Sieglersdimidt 

(SPD) 


40. Abgeordneter 

Sieglersdimidt 

(SPD) 


41. Abgeordneter 

Dr. Glotz 
(SPD) 


Welciie Gesprädisergebnisse hat die Bundes- 
regierung mit Venezuela und Nigeria erzielt, 
um die Erhölhung der Rohölpreise in der ge- 
genwärtigen Krise zu verhindern? 

Welche Kompetenzen müssen zur Verwirkli- 
chung der Wirtschafts- und Währungsunion, 
die bis zum Ende dieses Jahrzehnts vollen- 
det sein soll, und deren Verwirklichuing davon 
abhängig ist, daß den europäischen Organen 
•die notwendigen Kompetenzen übertragen 
werden, nach Auffassung der Bundesregierung 
vorrangig, mittel- und langfristig auf die euro- 
päischen Organe übertragen werden, und wel- 
che Initiativen hat sie hierzu ergriffen bzw. 
gedenkt sie zu ergreifen? 


Wie beurteilt die Buindesregierung die’ Tat- 
sache, daß im Arbeitsamt-iBezirk Nordhorn in 
14 Betrieben der Bekleidungsindustrie die 
Kurzarbeit eingeführt worden ist, von der rd. 
500 Aiibeitskräfte betroffen worden sind, und 
drei Betriebe der Bekleidungsindustrie m/it 
insgesamt 730 Beschäftigten schließen mußten, 
und welche . Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung aus der Tatsache zu ziehen, daß 
in der Textil- und Bekleidungsindustrie der 
Bundesrepublik Deutschland, und zwar über- 
wiiegend in den strukturschwachen Räumen, 
mittlerweile 31 000 Beschäftigte ihre Arbeits- 
plätze verloren haben und für weitere 50 000 
Arbeitskräfte Kurzarbeit beantragt worden 
ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
Preiserhöhungen für Zeitungs- und Zeitschrif- 
tenpapier bis zu 10®/o in diesem Jahr bereits 
Preis ankündigungen der Papierhersteller und 
-importeure bis zu 20% ifür 1974 vorliegen, 
und teilt sie die hierauf gegründete Sorge, 
daß sich dadurch diie Konzentrationsgefahr 
im Presseverlagswesen verschärft? 


Liegen der Bundesregierung Informationen 
über ein in der Öffentlichkeit nicht bekannt- 
gewordenes Treffen europäischer Papierher- 
steller in Zürich im Spätsommer dieses Jahrs 
vor, und bejahendenfalls, war die Preisgestal- 
tung für Zeitungs- und Zeitschriftenpapier für 
1974 dort Gesprächsgegenstand? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
durch ausländische und deutsche Hersteller 
von Zeitungs- und Zeitschriftenpapier für 1974 
angekündigten Preiserhöhungen weitgehend 
einheitlich sein sollen, und wird dies vom 
Bundeskartellamt und ihres Wissens auch von 
der EG-Kommission zum Anlaß für wettbe- 
werbsrechtliche Untersuchungen genommen 
werden? 
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42. Abgeordneter 
Dr. Glotz 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung konkrete Möglich- 
keiten, durch Papierbezüge aus osteuropäi- 
schen Ländern und durch diie Förderung der 
Einrichtung von Anlagen zur Papderherstel- 
lung in Entwicklungsländern den Wettbewerb 
auf dem Markt für Zeitungs- und Zeitschriften- 
papier zu beleben? 


43. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge 
— wie z. B. die von Prof. Dr. Werner Peters, 
Bergbauforscbung GmbH Essen, geäußerte 
Meinung — , Heizöl aus Kohle zu gewinnen? 


44. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den nächsten 
Jahren verstärkt Forschungs- und Investitions- 
vorhaben zur Gewinnung von Öl aus Kohle 
und zur Kohlevergasung finanziell zu fördern? 


45. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnah- 
men zu ergreifen, die geeignet sind, die ver- 
mehrte Herstellung von Benzin aus Kohle in 
großem Umfang zu fördern, wenn ja, welche? 


46. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 

4B. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung die Stellung- 
nahme der Bundesanstalt für Arbeit, „daß im 
Vordergrund aller Sorge die Erhaltung der 
Vollbeschäftigung stehen müsse“ (Presse-In- 
formationen der Bundesanstalt für Arbeit Nr. 
69/73 vom 6. November 1973) für die Stabili- 
tätspolitik im gegenwärtigen Zeitpunkt als 
hilfreich, und ist sie der Auffassung, daß sich 
diese Stellungnahme im Rahmen der Wirt- 
schaftspolitik der Bmdesregierung hält, in dem 
die Bundesanstalt für Arbeit nach den §§ 1 
und 3 des Arbeitsförderungsgesetzes ihre Auf- 
gaben durchzuführen hat? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
gegen die ständig steigenden Benzin- und öl- 
preise ergreifen? 


Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, 
im Interesse der Verbraucher ein Preisermitt- 
lungs- und Kontroll verfahren für Benzine und 
öle einzuführen? 


49. Abgeordneter 
" Niegel 
(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung den Ölengpaß durch 
den willkürlichen Ölboykott der arabischen 
Länder nur mit Sparmaßnahmen nach dem 
Energie Sicherungsgesetz meistern, oder stellt 
sie wenigstens ernsthafte Prüfungen an, wie 
sie gemeinsam mit den freien Ländern Europas 
und den USA Gegenmaßnahmen, z. B. auf dem 
Gebiet der Detvisen Wirtschaft, der Nahrungs- 
mittel-, Industriegüter-, Ersatzteile- und son- 
stigen Warenlieferungen, sowie Entwicklungs- 
hilfe gegenüber den ölboykottierenden arabi- 
schen Ländern und ihren Sympathisanten er- 
greifen kann, um diesen Ländern die Grenzen 
ihres Handelns und Erpressens zu zeigen? 
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50. Abgeordneter 

Dr. Fudis 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


55. Abgeordneter 

Krodcert 

(SPD) 


56. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung an der Auffassung 
fest, die vom Parlamentarischen Staatssekretär 
Grüner in der 57. Sitzung des Bundestags am 
18. Oktober 1973 vertreten wurde, wonach in 
strukturschwachen Gebieten sektorale Schwie- 
rigkeiten nicht so stark in Erscheinung treten 
wie in bestimmten Ballungsgebieten, oibwohl 
die Korrektur von Fehlentwicklungen einzel- 
ner Branchen in den Ballungsgebieten kein 
Vergleichsmaßstab für die allgemeine Beurtei- 
lung des Ausmaßes der verschiedensten sekto- 
ralen Schwierigkeiten in den Struktur schwa- 
chen Gebieten sein kann? 


Ist die Bundesregierung bereit, diie von Mdt- 
gliedern der Bundesregierunig häufig ge- 
brauchte Formel „Lebensqualität" durch ein 
unabhängiges, wissenschaftlich qualifiziertes 
Gremium — bezogen auf die Bundeisrepublik 
Deutschland — in einem alilgemein verständ- 
lichen Gutachten untersuchen zu lassen und 
zu veröffentlichen? 


Gilaubt die Bundesregierung — und bis zu 
welchem Zeitpuiikt — , daß sich die Preise für 
Heizöl und Benzin wieder normalisieren? 


Will die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß innerhalb von ca. einem Jahr 200 
Betriebe der Textilindustrie schließen mußten, 
ihre Textil einfuhrpolitik aus dem Ostblock 
und asiatischen Billigpreisl ändern beibehalten, 
obwohl in der deutschen Textilbranche da- 
durch zunehmend Arbeitsplätze gefährdet 
werden? 


In welcher Weise haben die Ausmaße der 
Ölkrise die Projektionen des Energiepro- 
gramimis der Bundesregierung, besonders hin- 
sichtlich der Risikoeinschätzong, veTändert? 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
stärker als im Energieprogramm (Ziffer 78) 
angödeutet, steuernd auf die Entstehung und 
Entwicklung des Energiebedarfis Einfluß zu 
nehmen? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Preisgestaltung auf dem Arzneimitt eimarkt 
dringend einer Korrektuir zugunsten der Pa- 
tienten und Krankenversicherungen bedarf, 
und wann werden die Vorschläge des inter- 
ministeriellen Arbeitskreises zur Neuordnung 
des Araneimittelmarkts aus preis- und wett- 
bewerbspolitischer Sicht vorgelegt? 
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57. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das Tätigwerden 
Lenders des Bundeslkartellamts gegeniüber der Pharma- 

(SPD) firma Merck wegen der Vermutung einer über- 

höhten Preisifestsetzung für ihre Vitaminprä- 
parate zum Anlaß nehmen, Maßnahmen zu er- 
greifen, die es der öffentlichen Hand ermög- 
lichen, schneller und schärfer ails bisher gegen 
durch den Mißbrauch von Marktmachit ent- 
standene Gewinne vorzugehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß bei der vorüb ergelhen den Still- 
legung von Kraftfahrzeugen für die Dauer der 
Energiekrise die bei den Versicherungsgesell- 
schaften erworbenen Schadensfreirabatte nicht 
verfallen? 

• 

Trifft es zu, daß bei den Besprechungen im 
Bundeswirtschaftsministerium über die Anlage 
einer Mineralölreserve auch das Projekt einer 
Kohleverflüssigungsanlage geprüft wurde und 
daß gegen den Rat einiger Fachleute das 
Bundeswirtschaftsministerium darauf verzich- 
tet hat, eine derartige Anlage als Not&tands- 
reserve zu bauen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Benzin aus 
Kohle durch Ermäßigung der Mineralölsteuer 
zu fördern und den Bau einer großtechnischen 
Anlage zur Kohleverflüssigung durch Bürg- 
schaften und Darlehen zu stimulieren? 

61. Abgeordneter Wann kann die deutsche Wirtschaft damit 

Engelsberger rechnen, daß die gegenwärtige Hochzinspolitik 
(CDU/CSÜ) gelockert wird, nachdem es bereits in ver- 

schiedenen Bereichen der mittelßtändiischen 
Wirtschaft, insbesonidere im Baugewerbe, zu 
schweren Einbrüchen gekommen ist und die 
Arbeitsplätze ernsthaft gefährdet (Sind? 

62. Abgeordneter Wie beurteiilt die Bundesregierung die Aus- 

Engelsberger Wirkungen des Sonntagsfahrverbots auf die 

(CDU/CSU) deutsche Fremdenverkehrswirtschaft, und ist 

die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
zur Abmilderung der möglicherweise zu er- 
wartenden starken Umsatzeinbußen ein soge- 
nannites „gleitendes Fahrverbot" (Fahrverbot 
für einen Tag pro Woche und Fahrzeug) in 
Erwägung zu ziehen? 

63. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die regio- 

Zebisch nalen und sektoralen Auswirkungen der Ener- 

(SPD) gieknappheit? 

64. Abgeordneter Wie isteht die Bundesregierung zu der in letz- 

Zebisdi ter Zeit feststellbaren Preisexploision auf dem 

(SPD) Energiesektor, und was will sie tun, um eine 

Ölrationierung über den Preis zu verhindern? 




58. Abgeoidneter 
Hoffie 
(FDP) 
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65. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


66. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


67. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 

Dr. Waffen- 

sdimidt 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtigen enormen Preiserhöhungen für Mine- 
ralölerzeugnisse, und was gedenkt sie dage- 
gen zu tun? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundeswirtschaftsministers, daß der Zeitpunkt 
für den Erlaß einer Höchstpreisverordnung für 
Mineralölerzeugnisse noch nicht gekommen 
ist? 

Inwieweit haben Mitglieder der Regierung seit 
dem Tag der Mineralöl- und Treibstoffratio- 
nierung für die deutsche Wirts, chaft und für 
die gesamte Bevölkerung nach wie vor Son- 
dermaschinen und Hubschrauber der Bundes- 
wehr als auch des Bundesgrenzschutzes be- 
nutzt, obwohl für diese Flüge Linienmaschinen 
dier Luftverkehrsigesellschaften hätten in An- 
spruch genommen werden können? 


Sieht die Bundesregieruing keinen Wider- 
spruch darin, daß es einerseits sämtlichen Ab- 
geordneten des Deutschen Bundestags unter- 
sagt ist, an den kommenden vier Sonntagen in 
Ausübung ihres Mandats wegen der bestehen- 
den Brennstoffkriae ihr eigenes Kraftfahrzeug 
au benutzen, während andererseits Mitglieder 
der Bundesregierung, insbesondere Bundes- 
minister Genscher, Sondermaschinen für ihre 
Dienstreisen verwenden? 

Welche Möglichkeiten einer direkten Förde- 
rung der Arbeitnehmer sieht die Bundesregie- 
rüing im Rahmen der regionalen Strukturpoii- 
tik, wie z. B. durch eine differenzierte Kilo- 
meterpaus chaule für Fahrten zwischen Wohn- 
ort zur Arbeitsstätte oder die Gewährung 
besonderer Steuerfreibeträge? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß im 
Rahmen ihrer regionalen Strukturpolitik Ar- 
beitsplätze im öffentlichen Dienst durch Bund 
und Länder dadurch geschaffen werden kön- 
nen, daß neu zu schaffende Behörden und an- 
dere öffentliche Einrichtungen in struktur- 
schwachen Gebieten errichtet oder bereits 
vorhandene Behörden und öffentliche Einrich- 
tungen dorthin verlagert werden, und welche 
Maßnahmen dieser Art hat die Bundesregie- 
rung bisher ergriffen? 


Welche Schlußfolgerungen regionalpoliti,s.cher 
Art wird die Bundesregierung aus der Tat- 
sache ziehen, daß in strukturschwachen und 
moniostrukturierten Räumen stark ansteigende 
Kurzarbeit und zunehmende Arbeitsloisigkeit 
festzußteLlen sind, besonders in der Bauwirt- 
schaft und in der Textilindustrie? 
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72. Abgeordneter 
Sidk 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Sidc 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Grundbedingung für die Erweiterung der 
W'irtsdiaftsstriiiktur eines Gebiets die Bereit- 
stelluing von Verkehrsleistungen ist, und 
wenn ja, hatte die Bundesregierung konkrete 
Vorstellungen über die Ausrüstung länidlidier, 
adiwadi strukturierter Räume mit ausreidien- 
den Verkehrsiwegen und Einriiditungen zu dem 
Zweck, über eine Festigung der Wirtschafts- 
Struktur die allgemeine Einkommens- und Er- 
werbsstruktur in solchen Gebieten zu ver- 
bessern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
Struktur nicht nur durch Maximierung (Ansied- 
lung neuer Betrieibe), sondern auch durch Op- 
timierung (Förderung ansässiger Betriebe) er- 
folgen kann, und wenn ja, ist die Bundesre- 
gierung bereit, den Gesichtspunkt der Opti- 
mierung bei der Förderung von Einzelobjekten 
in Zukunft stärkere Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
West-Pfalz, durch eine weitgehend einseitig 
strukturierte Industrie bedingt, eine sehr ge- 
ringe Wirtschaftskraft aufweist und daß hier 
künftig mit erheblichen Arbeitsplatzdefiziten 
gerechnet werden muß? 

Ist die Bundesregierung deshalb bereit, diese 
Gebietseinheit im Bundesraumordnungspro- 
gramm für eine Förderung im Sektor „Indu- 
strie" vorzusehen? 


76. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das Prinzip der Förderung in Schwerpunkt- 
orten flexibler als bisher zu handhaben und 
die Möglichkeiten zur Förderung der Indu- 
strieansiedlung außerhalb der Schwerpuhkt- 
orte zu erweitern? 


77. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Dr, Fudis 
(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

^ Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
im Hinlblick auf die vor kurzem erfolgte Kür- 
zung der Investitionszulage für Einheitlichkeit 
zu sorgen, um die Präferenz des Zonenrandge- 
biets zu wahren? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die politischen und wirtschaftlichen Gründe, 
die zur besonderen Förderung des Zonenrand- 
gelbiets geführt haben, nach wie vor ohne Ein- 
schränkungen gegeben sind? 

Wird die Bundesregierung dafür eintreten, 
daß das Zonenrandgebiet als Ganzes in dfe 
Fördergebietsverordnung für den Europäischen 
Regional'fonds aufgenommen wird? 
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80. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierumg bezüglich der 
Dr. Kunz Förderpräferenzen auf die Senkung der Inve- 

(Weiden) stitionszulage um 25Vo reagieren, und wie ge- 

(CDU/CSU) - denkt sie sicherzustellen, in diesem Zusam- 
menlbang die Sondersituation des Zonenrand- 
gebiets deutlich au machen? 


81. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
die Auswahl der Schwerpunktorte nicht auf 
Mittel- und Oberzentren zu beschränken un/d 
in dünn besiedelten Gebieten auch Unter- und 
Kleinzentren in die Schwerpunktförderung ein- 
znbeziehen? 


82. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Bundesrats, das Stabilitätsgesetz im 
Sinne einer stärkeren Berücksichtigung regio- 
nalpolitischer Probleme zu ergänzen? 


83. Abgeordneter 
Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, über die globalen konjunkturpoli- 
tischen Maßnahmien hinaus in den struktur- 
schwachen Gebieten zusätzliche Bremsmaß- 
nahmen durch die Streckung der Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" durchzuführen, 
und warum muß 1974 in den strukturschwa- 
chen Gebieten bei öffentlichen Investitionen 
stärker gebremst werden, als in den Ballungs- 
zentren? 


84. Abgeordneter Strebt die Bundesregierung eine Reduzierung 
Dr. Wamke der Ailbeitsplatzförderung (Objektförderung) 
(CDU/CSU) dem Ausmaß und der Intensität nach an? 


85. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Städtetags, daß Betriebe aus den 
Ballungszonen verlagert werden sollen, und 
ist sie bereit, diesem Aspekt im Rahmen der 
künftigen Regionalpolitik Rechnung zu tragen? 


86, Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(ODU/CSU) 


Wieviel Investitionsvorhaben mit welchem 
Investitionsvolumen in strukturschwachen För- 
diergebieten gelangten infolge der Reduzie- 
rung der Investitionszulage um 25Vo nicht zur 
Durchführung? 


87. Abgeordneter Welche Absichten verfolgt die Bundesregie- 

Dr. Jobst rung in bezug auf eine Überprüfung der FÖr- 

(GDU/CSU) derungsschwerpunkte? 


88. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, dem Planungs- 
Dr. Jobst ausschuß vorzuschlagen, das derzeitige Grund- 

(CDU/CSU) muster von 312 Schwerpunktorten beizube- 

halten? 
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89. Abgeordneter 

Dr. Waffen- 
schmidt 

(CDU/CSU) 


Welche SchluMolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus dem Gutachten der Wirtschafts- 
Wlsisenschaftlichen Forschungsinstitute vom 
18. Oktober 1973, wonach 1974 die Baulei- 
stungsnachfrage der Gemeinden im Rahmen 
der Gemeinschafts auf gäbe um mindestens P/o 
zurückgehen wird, teilt sie die Ansicht, daß es 
keinen konjunkturpoMtischen Grund gibt, bei 
den Gemeinschaftsaufgaben auf dem Baulei- 
stungssektor spezifisch zu kürzen oder zu 
strecken? 


90. Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Wie ist der augenblickliche Stand der Bevor- 
ratung von Heizöl, Diesel und Benzin? 


91. Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Wie weit unterstützt die Bundesregierung 
Bestrebungen der Industrie, aus Kohle Benzin 
ZU gewinnen? 


92. Abgeordneter Wie verhalten sich vergleichsweise die Preis- 
Dr. von Bülow Steigerungen für Mineralölerzeugnisse, wie 
(SPD) Heizöl und Benzin, in der Bundesrepublik 

Deutschland zu denen in anderen EWG-Län- 
dern, in Japan und USA, und wie weit sind 
die Preissteigerungen in der BundesrepubLik 
Deutschland auf erhöhte Rohöleinstandspredse 
oder auf Ausweitung der Gewinnspannen 'der 
Mineralölindustrie und des Handels zurück- 
zuführen? 


93. Abgeordneter Sind den Mineralölgesellschaften für die Ein- 
Mursch lagerung der bisher gesetzlich vorgeschriebe- 

(Soltau-Harburg) nen Mengen an Ölprodukten in irgendeiner 
(CDU/CSU) Form aus Steuermitteln Vergünstigungen ge- 

währt worden, für welche Zwecke und in wel- 
cher Höhe? 


94. Abgeordneter Entsprechen Äußerungen, die der Landesvor- 
Mursch sitzende der SPD in Schleswiig-Holstein, Jo- 

(Soltau-Harburg) chen Steffen, in der Sendung „Report" am 
(GDU/GSU) 19. Novembecr 1973 im ersten Programm des 

Fernsehens gemacht bat, wonach „die Steuer- 
zahler an die privaten Firmen die Bevorratung 
des Öls bezahlt haben, wahrscheinlich haben 
die Firmen sogar noch zu hohe Lagerbestände 
angegeben und wurden entsprechend hoch 
bezahlt", den Tatsachen? 


95. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, in § 2 Abs. 1 Nr, 4 der Verordnnng 
über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Motorfahrzeuge vom 19. No- 
vember 1973 sämtliche Dienstfahrzeuge des 
Bundes und der Länder generell vom Sonn- 
tagsfahrverbot auszunebmen? 
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96. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es mit der erforder- 
lichen Umorientierung der Energiekonzeption 
des Bundes für vereinbar, daß in der Bundes- 
republik Deutschland weiterhin Zechen still- 
gelegt wenden, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung in diesem Zusammenhang den Be- 
schluß der Ruhr-Kohle-AG., bis Ende 1974 die 
Zeche Weme stillzulegen? 


Gesciläftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


97. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die jährlichen Mehrwertsteuer- 
Mehreinnahmen bezogen auf jeweils 1 Pfg. 
Preis anhebung bei leichtem und schwerem 
Heizöl sowie Benzin und Dieselkraftstoff? 


98. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 
(GDU/CSU) 


Wie hoch sind die bisherigen Mehrwertsteuer- 
Mehreinnahmen durch die erste und zweite 
Mineralölsteuererhöhung durch die Bundesre- 
gierung und die politisch bedingten Preisstei- 
gerungen seit Beginn der Nahostkrise, jeweils 
bezogen auf Heizöl, Benzin und Dieselkraft- 
stoff? 


99. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe stehen nach Meinung der Bun- 
desregierung einer Regelung entgegen, wo- 
nach Vereinsgaststätten, die von Sportver- 
einen in Eigenregie betrieben werden und so- 
mft der Förderung des Breitensports dienen, 
von der Körperschaftsteuer ganz oder teil- 
weise befreit werden können? 


100. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Beteili- 
gung des RWE an Gelsenberg von 48Vo zu 
übernehmen und diese Beteiligung dann über 
50,05Vü aufzustocken? 


101. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, einen 
Urbaniak bundeseinheitlichen Einführungserlaß zu dem 

(SPD) im September 1972 in Kraft getretenen Außen- 

steuerreformgesetz zu erlassen? 


102. Abgeordneter Ist die Bundesjegierung bereit, bereits zum 
Dr. Schneider 1. Januar 1974 zur Abwendung von Arbeits- 

(CDU/CSU) platzrisiken in der Bauwirtschaft die Suspen- 

dierung des § 7 b EStG wieder aufzuheben? 


103. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Erfahrungen vieler 
Lohnsteuerzahler bestätigen, daß sich die Be- 
arbeitung ihrer Anträge auf Lohnsteuer- Jah- 
resausgleich und damit die Rückzahlung zuviel 
gezahlter Steuern oft über sechs und mehr 
Monate hinzieht, und was wird sie tun, um 
diesen unsozialen Zustand zu beenden? 
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104. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
Vohrer Anhebung des Ausbeutesatzes von 3 1 auf 3,8 1 

(FDP) Weingeist bei Kernobst für den Kernobstmarkt 

unerwünschte Nebenfolgen hat, da die zu ver- 
arbeitende Obstmenge vO'n rund 100 dz we- 
sentlich reduziert wird, und ist die Bundes- 
regierung bereit, dies dadurch zu vermedden, 
daß sie die Kontingente auf 400 1 bis 450 1 
anhebt? 


105. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche Minister, Staatssekretäre oder son- 
stigen Vertreter der Bundesregierung bzw. der 
Bundesbehörden und Bundesdienststellen ha- 
ben welche Vorstands-, Aufsichtsrats- oder 
ähnliche Positionen im Auftrag des Bundes 
inne, welche Entschädigung werden für die 
einzelnen Ämter vergütet, und wer verfügt 
über die jeweiligen Beträge? 


106. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Bezüge in angemessenem 
Maße dem Bundeshaushalt zugeführt werden? 


107. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregie- 
rung die durch zu große Prüfüngsabstände 
bei Betriebsprüfungen und wachsende Ar- 
beitsrückstände in der Finanzverwaltung ver- 
ursachten endgültigen Steuerausfälle? 


108. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Wird nach Ansicht der Bundesregierung die 
geplante Steuerreform Steuerausfälle solcher 
Art vermedden helfen? 


109. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


In welchem prozentualen Verhältnis stehen 
die mir in der schriftlichen Anfrage vom 
7./8. November 1973 mitgeteilten Insolvenzen 
dem Volumen und der Zahl nach zwischen 
Privatbanken und solchen der öffentlichen 
Hand? 


110. Abgeordneter 

Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Wände r- 
imkerei als einem eindeutig landwdrtsdiaft- 
lichen Betrieb die gleiche Gasölverbilligung 
zu gewähren wie sie für die anderen landwirt- 
schaftlichen Betriebe (z. B. der Wanderschä- 
ferei) ausdrücklich im Gesetz verankert ist? 


111. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die außergewöhnliche Verteuerung des Diesel- 
kraftstoffs. die Rentabilität der landwirtschaft- 
lichen Betriebe empfindlich schmälert, und ist 
die Bundesregierung deshalb und zur Erhal- 
tung der Produktionskraft der deutschen Land- 
wirtschaft bereit, entsprechend der Verteue- 
rung die Dieselkraftstaffbeihilfe unverzüglich 
anzuheben? 


17 



Drucksache 7/1277 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


112. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Mit Rücksicht darauf, daß das Außensteuer- 
gesetz und das neue deutsch-, s.chweizerii, sehe 
Doppelbesteuerungsabkommen bereits in der 
vorigen Letgislaturperiode verabsdiiedet wor- 
den sind, frage ich die Bundesregierung, wann 
mit dem Einfiührungs erlaß zu den neuen Be- 
stimmungen zu rechnen ist? 


113. Abgeordneter 
Rollmann 

(ODU/eSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Kilometer- 
pauschale auf alle Arbeitneshmer — ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie ein Auto benutzen oder 
nicht — auszudehnen, um in dieser Zeit der 
Benzinknappheit den Autofahrern einen finan- 
ziellen Anreiz zu bieten, vom privaten PKW 
auf die öffentlichen Niabverkehrsmittel umzu- 
steiigen? 


114. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 15. No- 
vember 1973 zu, die Angehörigen der Deut- 
schen Reichsbahn in West-Berlin führten ihre 
Lohnsteuer an die „DDR" ab, und aus welchen 
Gründen entfällt — bejahendenfalls — die 
Steuer gegenüber den Finanzämtern im Land 
Berlin, bzw. warum sehen diese von der Bei- 
treibung ab? 


115. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung es mit 
dem in der Regierungserklärung vom 18. Ja- 
nuar 1973 befürworteten kooperativen Födera- 
lismus, daß sie ohne Beteiligung der Länder 
am 5. September 1973 einseitig eine Streckung 
der Haushaltsansätze bei den Gemeinschafts- 
aufgaben für das Haushaltsjahr 1974 in Höhe 
von 615 Millionen DM beschloß? 


116. Abgeordneter Gibt es Pläne oder Überlegungen der Bundes- 
Röhner regierung über eine „Verstaatlichung der Ban- 

(CDU/CSU) ken"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


117. Abgeordneter ' Nachdem der Deutsche Vogelschutzverband 
Spitzmüller mehrfach darauf hingewiesen hat, daß der Ab- 

(FDP) schuß und das Fangen von Singvögeln in Ita- 

lien und Belgien wieder stark zunehme, frage 
ich die Bundesregierung, ob und welche Mög- 
lichkeiten sie sieht, im Rahmen der EG-Zu- 
sammenarbeit darauf hinzuwirken, daß auch 
diese EG^Länder das Schießen und Fangen 
von Singvögeln untersagen und sich dem sonst 
üblichen Schutz der Singvögel anschließen? 
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118. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung beab- 

Sauter sichtigt, sogenannte Bodenfonds zu bilden und 

(Epfendorf) daß im Bundesministerium für Ernährung, 

(CDU/CSU) Landwirtschaft und Forsten entsprechende 

Vorarbeiten im Gange sind? 

119. Abgeordneter Welche agrar- und gesellschaftspolitischen 

Saut er Ziele werden gegebenenfalls mit solchen Bo- 

(Epfendorf) denfonds verfolgt? 

(CDU/CSU) 

120. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, nach denen in 

Metzger der Bundesrepublik Deutschland im vergan- 

(SPD) genen Jahr unter Aufwendung von ca. 70 Mil- 

lionen DM Subventionen aus Steuenhitteln 
1,4 Millionen Tonnen Weizen denaturiert und 

damit für den menschlichen Verzehr unib rauch- 

« 

bar gemacht wurden? 

121. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung diese 

Metzger Maßnahmen fm Hinblick auf die in vielen 

(SPD) Teilen der Welt bestehende Unterernährung 

der Bevölkerung? 

122. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Ey rung aus der in ihrem Auftrag erstellten 

(CDU/CSU) Forschungsarbeit „überbetriebliche Maschi- 

nenverwendung in der Landwirtschaft West- 
europas und der Entwicklungsländer" mit be- 
sonderem Blick auf die Landwirtschaft der 
Bund es r epubl i k Deuts chl an d ? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß die Gemeinschaftsverpflegung eine 
immer größere Bedeutung gewinnt — 1985 
werden ca. 32 Millionen Menschen mindestens 
einmal pro Tag gemeinschaftsverpflegt, davon 
schätzungsweise 13,5 Millionen dn Betrieben — , 
und welche Konsequenzen gedenkt sie daraus 
angesichts der Tatsache zu ziehen, daß die 
Betriebsverpflegung im Hinblick auf die auch 
jüngst im Ernährungsbericht 1972 hervorgeho- 
benen ernährungsphysioloigischen Erfordernis- 
se ein überaus wirksames Instrument der 
Gesundhettserziehung sein kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
niederländische Regierung unverzüglich Maß- 
nahmen getroffen hat und weitere Maßnahmen 
plant, den von den nachteiligen Folgen der 
Energieversorgungskrisen betroffenen Unter- 
glasbetrieben des Gartenbaus zu helfen, und 
was gedenkt sie zu tun, um den einheimischen 
Gartenbaubetrieben eine mit dem des nieder- 
ländischen Gartenbaus hinsichtlich der Heiz- 
kosten vergleichbare Wettbewerbslage zu 
bieten? 


124. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


123. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 
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125. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierunig die in Frankreich 
beabsichtigte Wintenfütterungspräinie von je 
200 Fnancs für eine. Million Kühe und die 
Gewährung einer Anlieferungsprämie von 
2 Centimes je Liter Milch in den Berggebieten 
als Beitrag zum Abbau der EWG-Milchüber- 
schüsse und als vereinbar mit dem Beihilfen- 
verbot der EWG-Milchmarktordnung (Artikel 
24 d VO 804/68) an? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


126. Abgeordneter 

Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen ist die Bunde sregie- 
rung nicht bereit, den von den Krieg/sfolge- 
verbänden für ihre kriegsopferrentenberech- 
tigten Mitglieder erhobenen Anspruch auf 
Zahlung eines Weihnachtsgeldes zu erfüllen? 


127. Abgeordnete 

Frau Sdilei 


(SPD) 


Ist in der beim Bundesarbeitsministerium er- 
richteten Kleinen Kommission, die sich aus 
Vertretern der Sozialpartner zusammensetzt, 
eine Einigung über die anzuwendende Unter- 
suchungsmethode zum Problem der tarifver- 
traglichen Leichtlohngruppen erzielt worden? 


128. Abgeordnete 

Frau Schlei 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung das vom Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung (Drucksache 
7/534) befürwortete unabhängige Gutachten 
darüber, was in der heutigen technisierten In- 
dustriegesellschaft als schwere oder leichte 
Arbeit verstanden werden soll, in Auftrag 
gegeben, und wann sind gegebenenfalls erste 
Ergebnisse zu erwarten? 


129. Abgeordneter 

Vohrer 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Beschäfti- 
gung illegal ins Land gekommener Arbeitneh- 
mer nachhaltiger zu bekämpfen und dabei vor 
allem die Verleihfirmen wie auch die Arbeit- 
geber mit drastischen Strafen zu belegen, um 
so dieser modernen Form der Sklavenhalterei 
in der Bundesrepublik Deutschland Herr zu 
werden? 


130. Abgeordneter 

Wüster 


(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, für Beiträge 
der freiwilligen Rentenhöherveirsicherung 
neue Prinzipien in der Form festzulegen, daß 
bei einer versicherungstechnischen Neuberech- 
nung ein höherer Zinsfuß zur Anwendung 
kommt und das statische Prinzip des § 1261 
RVO zu Gunsten eines dynamischen Prinzips 
aufgegeben wiird? 
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131. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen werden von der Bun- 
desregierung angestellt, um der augenblick- 
lidien Kostenexplasion — die nicht zuletzt 
durch die außergewöhnlichen Ko stenstei gerun- 
gen in der Rentnerkrankenversicherung ver- 
ursacht werden — zu begegnen und um eine 
weitere Erhöhung der Beitragssätze zu ver- 
meiden? 


132. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit und in welcher Weise beabsichtigt 
die Bundesregierung, auf die Entschließung der 
Vertreter Versammlung des Vertands der Orts- 
kranikenkassen Rheinland-Pfailz, Südbaden und 
Südwürttemberg-Hohenzollern vom 26. Okto- 
ber 1973 in Bad Dürkheim betr. Neuregelung 
der Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner einzugehen? 


133. Abgeordneter Werden die Versorgungsämter in Zukunft ent- 
Schröder sprechend der Änderung des Bunde sr ei seko- 

(Wilhelminenhof) stengesetzes den Kriegsopfern ebenifallB 20 
(CDU/CSU) Pfennig statt bisher 18 Pfennig Kilometergeld 

erstatten? 


134. Abgeordneter Warum werden nicht die Kilometergeldsätze 
Schröder gewährt, die seit dem 1. November 1973 

(Wilhelminenhof) steuerlich anerkannt werden, nämlich 32 Pfen- 
(CDU/CSU) nig/km? 


135. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Novellie- 
rung des § 1290 Abs. 2 RVO dahin gehend an- 
zustreben, daß ein Anspruch auf eine Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit in den Fällen ent- 
steht, in denen dem Versicherten „aus aner- 
kennenswerten Gründen der Krankheitszu- 
stand, der zur Erwerbsunfähigkeit führt, ver- 
schwiegen wird"? 


136. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung mit der von Bun- 
desverteidigungsminister Leber am 15. Juli 
1973 in der Sendung „Magazin der Woche" 
geäußerten Auffassung überein, daß es an sich 
genügend Plätze für den Ersatzdienst gebe, 
es aber die Frage sei, ob der Gesetzgeber 
diese Plätze für den Zweck des Ersatzdienstes 
eröffnen solle, da hier eine ganze Reihe von 
Interessen zusammenspielten und auch über- 
legt werden müsse, wie groß man den Bereich 
zieht, in dem man Kriegsdienstveirweigerern 
die Möglichkeit gibt, ihren Dienst zu leisten? 


137. Abgeordneter 
Dr. Umland 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
den nachgeordneten Arbeitsämtern und Lan- 
desairlbeitsämtern untersagt hat, regionale 
Kurzarbeiterzahlen vor der monatlichen Pres- 
isekonifereniz des Präsidenten der Bundesan- 
stalt für Arbeit bekanntzugeben, und was 
waren gegebenenfalls die Gründe? 
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138, Abgeordneter 
Kiedile . 
(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund wird die Sozialversiche- 
rungspfiicht der hei der Deutschen Reichsbahn 
in West-Berlin beschäftigten Arbeitnehmer 
verneint, bzw. warum wird trotz Annahme der 
Versicherungspflicht von der Einziehung der 
Beiträge abgesehen, und entsprechen die 
gleichwohl erfolgenden auf das Fremdrenten- 
gesetz gestützten Leistungen der Versiche- 
rungsträger dem Gesetzeszweck, wonach den- 
jenigen Ansprüche an die Rentenversiche- 
rungsträger einjgeräumt werden sollten, für 
die eine Versicherung bei den Trägern der 
Rentenversicherung nicht durchg?eführt werden 
konnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


139. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


140, Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 


141. Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 


142. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


143. Abgeordneter 

Würtz 


(SPD) 


Wann ist im Bereich des Bundesministers der 
Verteidigung damit zu rechnen, daß obligato- 
risch Sozialpläne in Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften rechtzeitig erarbeitet werden 
und Anwendung finden, um persönliche Härte- 
fälle bei dem Freisetzen ziviler Kräfte größe- 
ren Umfangs (wie z. B. in Kürze an der Kampf- 
truppenschule I/II Munster mit zivilen Panzer- 
fahrern) weitestgehend zu verhindern? 

Haben die Offiziere der Bundeswehr, (z. B. der 
Offizierschulen und der Fachhochschulen der 
Luftwaffe), die vor dem Stichtag 1. Oktober 
1972 eingetreten sind, ebenfalls die Möglich- 
keit, an den Bundeswehrhochschulen zu stu- 
dieren? 

Trifft es zu, daß einer Reihe von Offizieren, 
die eine abgeschlossene Fachausbildung (ATN) 
haben, mitgeteilt wurde, ein Studium an Bun- 
deswehrhochschulen sei nicht möglich, und daß 
deren Anträge abgelehnt wurden, und, wenn 
ja, aus welchen Gründen und lin wie vielen 
Fällen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen des NPD-Funktionärs und Oberleutnants 
der Bundeswehr Witt (Eutin) in einem be- 
kianntgewor denen Rundschreiben an NPD- 
Sympathisanten im Hinblick auf die im Solda- 
tengesetz festgelegten Pflichten? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus der Tat- 
sache, daß innerhalb von wenigen Jahren zwei 
Flugzeuge in der Tiefflugschneise im Kreis 
Grafschaft Hoya ab gestürzt sind, Konsequen- 
zen zu ziehen und ihre Überlegungen zu einer 
Neuregelung der Tiefflugschneisen in der Bun- 
desrepublik Deutschland beschleunigt zum 
Abschluß zu bringen? 
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144. Abgeordneter Wird die Bundesregierung unverzüglich und 
Würtz mit entsprechendem Nachdruck Verhandtun- 

(SPD) gen mit den NATO-Piartnem aufnehmen, damit 

die Sicheiiheitsbestimmungen für Tiefflüge von 
Maschinen dieser Staaten den deutschen an- 
geglichen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


145. Abgeordnete 

Frau Dr. Neu- 
meister 
(CDU/CSU) 


146. Abgeordneter 

Härzschel 

(CDU/CSU) 


147. Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


148. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung das gut funfktionie- 
rende nieder ländiische System der stationären 
und ambulanten Patientenversorgung durch 
Fachärzte bekannt, die als Freiberufler im 
Rahmen der Polikliniken der Krankenhäuser 
ihre stationären Patienten auch ambulant ver- 
sorgen können, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, um im Rahmen 
einer Integration des Gesundheitswesens die 
ambulante und stationäre Versorgung der Pa- 
tienten enger zu verzahnen und damit wirt- 
schaftlicher unter Verwertung der niederlän- 
dischen Erfahrungen zu gestalten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die War- 
nung deutscher Strahlenschutzärzte, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland zuviel geröntgt 
würde, und hat die Bundesregierung wissen- 
schaftliche Untersuchungen über die gesund- 
heitlichen Auswirkungen — vor allem über die 
Spätschäden des Röntgens — eingeleitet oder 
durchgeführt? 

Was sind die Ursachen der höhen Säuglings- 
sterblichkeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten und 
Wege, um die deutsch-englischen Jugendbe- 
ziehungen in den allgemeinen wie intensiven 
Formen auszubauen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


149. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Wie soll in bezug auf die geplante Konzentra- 
tion des Stückgutverkehrs im ländlichen Raum 
die daraus folgende unvermeidliche zusätz- 
liche Belastung des für große Teile schon 
jetzt überlasteten und unzulänglichen Straßen- 
netzes aufgefangen werden? 
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150. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Durch welche Maßnahmen wird verhindert, 
daß infolge der geplanten Konzentration des 
Stüdegutverkehrs dieser ganz auf die Straße 
abwandert und damit privater Monopolisie- 
rung in der Flädienbediienung Vorschub ge- 
leistet wird? 


151. Abgeordneter Ist es richtig, daß sich die bisherigere deutsche 
Dr. Schmitt- Alpenbahnpolitik geändert hat, und wie sind 

Vockenhausen die beteiligten Staaten konsultiert worden? 
(SPD) 


152. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung mit dem 
Land Baden-Württemberg und/oder anderen 
Landesregierungen in Kontakt steht zwecks 
überregionaler Planung der Erweiterung und 
Neuanlage von Flughäfen? 


153. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Überlegungen be- 
kannt, in Baden-Württemberg kleinere Flug- 
häfen zu erweitern (z. B. Baden — Baden-Oos), 
und welche Hintergründe und übergeordneten 
Interessen sind gegebenenfalls dafür maßge- 
bend? 


154. Abgeordneter 

Breidbach 


(CDU/CSU) 


Wie weit sind Pläne zur Neugliederung der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionsbezirke ge- 
diehen, und wie sehen insbesondere die neue- 
sten Überlegungen im Zusammenhang mit der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Duisburg 
aus? 


155. Abgeordneter Welche Argumente sprechen für und wider 
Breidbach eine Auflösung, Verlegung oder Umstruktu- 

(CDU/CSU) rierung der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 

Duisburg? 


156. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß der Bundesver- 
Kahn-Ackermann kehrsminister ernsthaft die Rationalisierungs- 
(SPD) Vorschläge der Deutschen Bundesbahn erwägt, 

in deren Vollzug die augenblicklich bestehen- 
den 1000 Stückgut annahmebahnhöfe der Deut- 
schen Bundesbahn auf 400 reduziert werden 
sollen? 


157. Abgeordneter 

Wüster 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, zusätzlich zu 
den im Haushaltsjahr 1Ö74 vorgesehenen 
200 Millionen DM zur Unterstützung des öf- 
fentlichen Personenverkehrs wenigstens zwei 
Pfennig pro Liter aus dem Mineralöl steuer- 
mehraufkommen zur weiteren Förderung die- 
ses Verkehrsträgers zu verwenden? 
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158. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat Bundesverkehrs- 
miinister Lauritzen auf der Tagung des Deut- 
schen Splügenbahnkomitees am 26. Oktober 
1973 in Stuttgart überraschend eine deutsche 
Kehrtwendunig in der Alpenbahnfrage be- 
kanntgeben lassen (vgl. z. B. die entgegenge- 
setzte Antwort von Bundesverkehr sminister 
Leber vom 26. April 1967 auf meine Münd- 
lichen Anfragen — Stenographischer Bericht 
über die 107. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tags am 28. April 1967, Seite 5073 B)? 


159. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Inwieweit könnte das Splügenbahnprojekt 
die Verkehrsverhältnisse im Raum zwischen 
Schwarzwald und Bayern verbessern? 


160, Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit der ausge- 
prägten abseitigen Verkehrslage der Gebiets- 
einheit Trier, in der erstmalig jetzt eine Auto- 
bahnliinie diese Region berührt, für vereinbar, 
für diese Gebietseinheit im Bundesraumord- 
nungsprogramm keine Förderung im Sektor 
„Verkehrswesen" vorzusehen? 


161. Abgeordnete 

Frau Funcke 
(FDP) 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit, bei der 
Deutschen Bundesbahn anzuregen, nach der 
Aktion „Rosa Zeiten" eine Vergünstigung für 
Biternteile mit einem Kind nach dem Motto 
„Mutter und Tochter, Vater und Sohn" vorzu- 
sehen? 


162. Abgeordneter Wie weit sind die Beratungen im Ministeriat 
Hoffie der Europäischen Gemeinschaften hinsichtlich 

(FDP) einer einheitlichen Einführung des generellen 

Einbaus von laminierten Windschutzischeiben 
(sogenannten Verbundglasscheiben) in Kraft- 
fahrzeuge, die zum ersten Mal zugelassen 
werden sollen, gediehen, ist mit einer baldigen 
Verabschiedung einer derartigen Maßnahme 
zu rechnen, und ist die Bundesregierung even- 
tuell bereit, im Alleingang als eine unabding- 
bare Bedingung für die Erstzulasisung von 
Kraftfahrzeugen in ihrem Hoheitsbereich das 
Vorhandensein einer Verbundglaswindschutz- 
scheibe vorzuschreiben? 


163. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Seefeld Bürgermeister der Städte Brüssel, Luxemburg, 

(SPD) Straßburg und Genf Beratungen in Orleans 

Über eine Schnellverbindung dieser Städte 
durch einen Luftkissenzug abgehalten haben, 
und teilt die Bundesregierung die Meinung, 
daß sich eine etwaige Entscheidung für den 
Luftkis§enzug gegen andere Schnellverkehrs- 
systeme richten und damit die Gefahr der Un- 
einheitlichkeit eines europäischen Schnellver- 
kehrissystemis gefördert wird? 
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164. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


165. Abgeordneter 

Marschall 

(SPD) 


166. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Schlußfleuditen 
an Lastkraftwagen für ausreichend, oder be- 
absichtigt sie — wie in einigen anderen Län- 
dern — zusätzliche Schlußleuchten oder be- 
sondere Reflektoren vorzuschreiben? 


Hat die Bundesregierung Möglichkeiten ge- 
nutzt, auf die Fluggesellsdiaften einzuwirfcen, 
um eine Herabsetzung des Treib Stoff Ver- 
brauchs im Luftverkehr zu erreichen, bzw. zu 
welchen Ergeibnissen hat dies geführt? 

Wie lassen sich die Auswirkungen der von der 
Bundesregierung veranlaßten Stillegung zahl- 
reicher Bundesbahnstrecken und der Vermin- 
derung zentraler Stückgutannahmestellen bei 
gleichzeitiger Kürzung der Straßenbaumittel 
auf die Lebensqualität der Menschen in den 
betroffenen Gebieten mit dem vom Bundes- 
verkehrsminiister vorgelegten verkehr^politi- 
schen Konzept („Der Mensch hat Vorfahrt") 
vereinbaren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


167. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


168. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


169. Abgeordneter 

Dr, Schäuble 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen und gegebenenfalls wel- 
che zusätzlichen Leistungen hat die Bundes- 
regierung vorgesehen, um die Zinsbelastungen 
für den sozialen Wohnungsbau auf ein erträg- 
liches Maß zu senken? 

Welche Regierungsstelle oder Behörde hat im 
Sommer dieses Jahrs im Park des Berliner 
Schlosses Bellevue, des dortigen Amtssitzes 
des Bundespräsidenten, in einem sogenannten 
Gartenkabiinett die Errichtung von mehreren 
Betonklötzen und eines Springbrunnens veran- 
laßt, welche Kosten sind dadurch entstanden 
und aus welchen Mitteln werden sie bezahlt? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bela- 
stungen, die sich für Eigenheimbesitzer, ins- 
besondere der unteren und mittleren Einkom- 
mensschichten, dadurch ergeben, daß sich durch 
inflationsbedingt stark gestiegene Zinssätze 
die vor Jahren bei Errichtung des Eigenheims 
angestellten Berechnungen der wirtschaftlichen 
Belastungen aus dem Schuldendienst völlig 
verändert haben, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, im Interesse der 
Vermögensbildung und der breiten Streuung 
von Grundbesitz diesen Bevölkerungskroisen 
bei untragbar gewordenen Belastungen zu 
helfen? 


26 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1277 


170. Abgeordneter 

Leicht 

(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß im 
Bundesraumordnungspro-gramm die entstehen- 
de Nivellierung nicht erkeninibar macht, daß 
— wegen gemeinsamer Betrachtung der Ge- 
bietsteile Rheinland-Pfalz und Baden-Würt- 
temberg — in der Gebietsöinheit 28 der Raum 
von Vorder-Plalz und Süd-Pfalz iih Bereich 
dier „allgemeinen Verwaltung" und der „kom- 
munalen Einrichtungen" erhebliche Defizite 
aufweist und insoweit förderungswürdig ist? 


171. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang bestehen seitens der Bun- 
desregierung Verpflichtungen, bei der Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge, insbesondere von 
Wohnungen für Bundesbedienstete, Ostblock- 
firmen einzuschalten, und teilt die Bundesre- 
gierung die- Aiuffasisung, daß angesichts der 
bedrohlichen Situation in der deutschen Bau- 
wirtschaft und zur Abwendung von Arbeits- 
platzrisiken bevorzugt deutsche Firmen mit 
öffentlichen Baumaßnahmen beauftnagt wer- 
den sollten, auch wenn sie aus den der Bun- 
desregierung bekannten Gründen nicht so gün- 
stige Angebote wie Ostbiockfirmen abgeben 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


172. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, zum 30jähri- 
gen Gedenktag des Aufstands gegen die natio- 
nalsozialistische Gewaltherrschaft, also zum 
20. Juli 1974, eine Serie von Postwertzeichen 
herauszugeben, auf denen Frauen und Män- 
nern gedacht wird, die seit 1933 ihr Leben im 
Kampf für die Befreiung unseres Vaterlands 
vom Hitler-Regime ließen? 


173. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine im Amtsblatt 
Nr. 103 vom 15. August 1973 des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen ver- 
öffentlichte Verfügung Nr. 562 für sinnvoll, 
nach der Mindestforderungen für die Fahr- 
leistung anerkannt privateigener PKW's bei 
der Deutschen Bundespost festgelegt werden, 
wenn dabei z. B. einem Amtsvorsteher die 
Genehmigung zur anerkannt privateigenen 
Nutzung erst dann erteilt wird, wenn er min- 
destens 6000 km Jahresfahrleistung erbringt 
— im Umkehrschluß also mit Minderabgeltung 
bestraft wird, wenn er aus Sparsamkeitsgrün- 
den im Interesse der Deutschen Bundespost 
diese km-Grenze unterschreitet? 
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174. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


175. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 

(SPD) 


176. Abgeordnetei 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
(CDU/CSU) 


177. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) 


178. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 

179. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 

180. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Teilt diie Bundesregierung meine Meinung, 
daß die in der „Welt der Arbeit“ Nr. 46 vom 
16. November 1973 dargestellte Praxis der 
Deutschen Bundespost, in Unternehmen und 
Betrieben gegen einen bestimmten Aufpreis 
Mithör- und Überwachungsanlagen zu instal- 
lieren, im Widerspruch zum Grundgesetz steht 
und mit dem Geist des Betriebsverfassungs- 
gesetzes nicht zu vereinbaren ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundespost umgehend dazu zu veranlassen, 
eine Liste der Unternehmen und Betriebe und 
wenn möglich auch der einzelnen Telefonan- 
schlüsse zu veröffentlichen, an denen solche 
Mithöranlagen installiert sind, sowie diese 
Mithöranlagen zu demontieren und dafür Sor- 
ge zu tragen, daß sie nicht erneut wieder ein- 
gerichtet werden können? 

Hält der Bundeskanzler die unter der Verant- 
wortung des Bundesministers Ehmke veran- 
staltete Werbung um Nachwuchskräfte bei der 
Deutschen Bundespost für angemessen und für 
vertretbar, obwohl auf einem Plakat im Stil 
einer Briefmarke eine spärlich bekleidete jun- 
ge Dame gezeigt wird mit der Unterschrift 
Deutsche Bundes,, k“ost? 

Stimmt der Bundeskanzler der Kritik, die im 
Organ der Deutschen Postgewerkschaft „Deut- 
sche Post“ geübt wurde, zu, daß solch unwahr- 
haftige Werbung „die Frau als Ware und Lust- 
objekt" diskreditiere und „eine Verhöhnung 
des Postpersonals" sei? 

Ist es richtig, daß das Bundeskabinett die Ver- 
lagerung des Postreis.edienstes der Deutschen 
Bundesbahn beschlossen hat, ohne vorher die 
Personalvertretung und die Gewerkschaften 
informiert au haben? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß sie 
ihre Verpflichtungen nach dem Personalver- 
tretungsgesetz, das der Mitbestimmung der 
betroffenen Bediensteten dienen soll, einge- 
halten hat? 

Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß, 
wenn der Postreisedienst der Deutschen Bun- 
despost von der Deutschen Bundesbahn über- 
nommen wird, insbesondere in ländlichen Ge- 
bieten der öffentliche Nahverkehr in gleicher 
Welse aufrechterhalten werden kann, und 
kann damit gerechnet werden, döß angesichts 
der finanziellen Situation der Deuts.chen Bun- 
desbahn der Bahnbus-Dienst den Service des 
Postreisedienstes, insibe sondiere auch im Rah- 
men des Schülerbus- Verkehrs in dünn besie- 
delten Gebieten voll garantieren kann? 
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181. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Birgt der Wegfall des Po'streisedienBtes bei 
der Deutschen Bundesbahn nicht die Gefahr in 
sich, daß das Aufgabengebiet der Postverwal- 
tung so eingeschränkt wird, so daß Postämter 
in ländlichen Gebieten im Rahmen der Redu- 
zierung der Punlktezahl wegfallen und demzu- 
folge eine Konzentration auf größere Städte 
erfolgt, und trägt dies nicht zur Verminderung 
von Arbeitsplätzen gerade im öffentlichen 
Dienst im ländlichen Bereich bei? 


182. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ka- 
bine ttab es chluß vom 31. Oktober 1&73, wonach 
der Postreisedienst auf die Deutsche Bundes- 
bahn übergeleitet wird, das betroffene Post- 
personal deshalb in besondere Unruhe ver- 
setzt, weil nach der Überleitung die Deutsche 
Bundesbahn einen Teil der ülbernommenen 
Linien an andere Verkehr sunternehmen abge- 
ben soll, und ist die Sorge des Personals be- 
rechtigt, daß demzufolge die Sicherheit der 
neuen Arbeitsplätze bei der Deutschen Bun- 
desbahn igefährdet ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


183. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit entgegen den 
dringenden Bitten der algerischen Regierung 
am 16. Dezember 1973 die 14 deutschen Ex- 
perten aus dem Krankenhaus in Annaba/Al- 
gerien abziehen will? 


184, Abgeordneter 

Dr« Althammer 


(CDU/CSU) 


Droht die Gefahr, daß ein Arzteteam aus der 
DDR dieses von Bonn seit 1962 mit 9,4 Millio- 
nen DM geförderte Entwicklungsprojekt über- 
nehmen und damit die Unfähigkeit der Bundes- 
regierung, eine so wichtige Krankenversor- 
gungseinrichtung zu erhalten, dokumentieren 
will? 


185. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
das Krankenhausprojekt Annaba/Algerien 
auch über den 16. Dezember 1973 hinaus fort- 
zuführen und so zu verhindern, daß das Kran- 
kenhaus entweder stillgelegt oder von der 
DDR übernommen wird? 


186. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Welche Grundsätze wendet das Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
bei seiner Entscheidung für die übergabereife 
von deutschen Entwicklungshilfeprojekten an 
die Partnerländer an? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


187. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Verhandlungsführung mit 

Lemmrich Herrn Kohl Staatssekretär Gaus zugewiesen 

(CDU/CSU) worden ist, und welche Geschäftsaufgabe ist 

gegebenenfalls dem Bundesminister Bahr nun 
zugewiesen? 

188. Abgeordneter Aus welchem Titel und Kapitel des Bundes- 

Baier haushalts und in welcher Höhe erhält der 

(CDU/CSU) Journalist Klaus Happrecht Bezüge bzw. finan- 

zielle Zuwendungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


189. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Dr. Becher rung aus dem mit Polen gemachten Erfah- 

(Pullach) rungen für den Briefwechsel über humanitäre 

(CDU/CSU) Fragen, der dem „Vertrag über die gegensei- 

tigen Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tschechoslowaki- 
schen Sozialistischen Republik" beigefügt wer- 
den soll? 

190. Abgeordneter Wie lautet der Inhalt dieses Briefwechsels? 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 

191. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Welt" vom 12. No- 

Gierenstein vember 1973 zu, die Bundesregierung wolle 

(CDU/CSU) Polen in der Umsiedlungsfrage entgegenkom- 

mien und beabsichtige, die beim Deutschen 
Roten Kreuz vorliegenden Ausreiseanträge 
daraufhin zu überprüfen, welche der Antrag- 
steller „tatsächlich ausreisewillig" seien, und 
wie rechtfertigt die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — dieses Vorgehen im Hinblick 
auf die Erklärung des Deutschen Roten Kreu- 
zes, bei allen Anträgen handele es sich nach 
genauer Prüfung um begründete Fälle? 

192. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 

Gierenstein nien Zeitung vom 10. November 1973 zu, die 

(CDU/CSU) staatliche türkische Fluggesellschaft versuche 

nach wie vor, unter anderem mit Angeboten 
zu Dumping-Preisen die türkischen Arbeitneh- 
mer in West-Berlin für Reisen in die Türkei 
und zurück vom Ostberliner Flughafen Schöne- 
feld zu gewinnen? 
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193. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Wie wird sich die Bundesregierung auf Grund 
der Tatsache, daß das Europäische Parlament 
unter Zustimmung aller Fraktionen — also 
der christlich^demokratischen, der sozialisti- 
schen, der liberalen, der europäisch-konser- 
vativen sowie der Fraktion der europäischen 
Demokraten — seine Geschäftsordnung so ge- 
ändert hat, daß nunmehr auch die Bildung 
einer kommunistischen Fraktion im Europäi- 
schen Parlament einschließlich der Zahlung 
finanzieller Zuschüsse an diese kommunisti- 
sche Fraktion möglich ist, hinsichtlich der Be- 
fugnisse des Ministerrats der Europäischen 
Gemeinschaft bei der Beratung des Haushalts 
des Europäischen Parlaments im Ministexrat 
verhalten? 


194. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Denkt die Bunde sregienung daran, Flüchtlinge 
aus Ohile, die den Wunsch haben, in der Bun- 
desrepublik Deutschland iaufgeno,mmen zu 
werden, auf ihren ideologischen Standpunkt 
hin zu überprüfen und daim gegebenenfalls 
Binreiseanträge von dem Ergebnis solcher 
Vorkontrolle abhängig zu machen? 


195. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Behauptung des 
Referatsileiters für Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesanstalt für geaamtdeutsche Aufgaben, 
Dr. Volkmar Kellermann, in dessen Buch 
„Brücken nach Polen" bestätigen oder wider- 
legen, daß die gemeinisame Entschließung des 
Deutschen Bundestags vom 17. Mai 1972 „von 
der polnischen Regierung nicht zur Kenntnis 
genommen wurde"? 


196. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Hat sich der Presseattache bei der Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in Oslo, Dr. 
Klaus Bloemer, mit dem in der Zeitschrift „Li- 
beral", Heft 11, November 1973, veröffent- 
lichten Aufsatz und darin auf Seite 845 ent- 
haltenen Satz; „Sieht es doch ganz so aus, als 
ob die Bundesrepublik bald eine auf ihre eige- 
ne Existenzgrundlage zugeschnittene Verfas- 
sung brachte, die sich anachronistischer Auf- 
träge aus dem Grundgesetz entledigt hat" im 
Einvernehmen oder im Widerspruch zum 
Standpunkt der Bundesregierung geäußert? 


197. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers Bähr — veröffentlicht in 
der Berliner Morgenpost vom 6. November 
1973 — , wonach der Streit um die konsulari- 
sche Betreuung Berliner juristisdier Personen 
ein „Idiotenproblem" ist, das bei den deutsch- 
polnischen Verhandlungen nicht vorausgese- 
hen worden sei? 
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198. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darlegen, ob über- 
Straßmeir haiupt und g-egebenenfalls in welcher Form 

(CDU/CSU) — mündlich oder schriftlich — die konsulari- 

sdie Vertretung des Landes Berlin durch die 
Bundesrepublik Deutschland im Ziusammen- 
hang mit dem deutsch-polnischen Vertrag ver- 
einbart worden ist? 


199. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie tritt die Bundesregierung den sowjeti- 
schen Auffassungen entgegen, sie interpretiere 
das Vier-Mächte-Abkommen willkürlich und 
ungenau und die poliüsdie Präsenz der Bun- 
desrepublik und West-Berlin solle nicht ausge- 
baut, sondern verringert werden, und hat sie 
die sowjetische Seite mit Nachdruck darauf 
aufmerksam gemacht, daß dieser Forderung 
sowjetischersei ts willkürliche und ungenaue 
Interpretationen zugrundeliegen, nämlich daß 
sie statt von „Bindungen" nur von „Vertoln- 
düngen" sprechen, daß sie die Behauptung auf- 
stelle, Berlin sei überhaupt kein Bestandteil 
der Bundesrepiubl'iik Deutschland und die Be- 
hauptung aufstelle, es gebe überhaupt keine 
politischen Bindungen zwischen dem Bund und 
Berlin? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
ständige Vertreter des Leiters einet Auslands* 
Vertretung Aufwandsentschädigungen in un- 
terschiedlicher Höhe erhalten, je nachdem, ob 
es sich bei den Vertretern um Beamte des 
höheren Dienstes bzw. Angestellte der Vergü- 
tungsgruppen I a bis II b BAT oder um Beamte 
des gehobenen Dienstes handelt, obwohl die 
Funktionen eines stänciigen Vertreters des 
Behördenleiters unabhängig von der Laufbahn 
sind? 


2. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung darüber im Kla- 
ren, daß weltpolitische Entscheidungen derzeit 
nur in Washington und Moskau getroffen 
werden, und daß es daher erforderlich ist, 
außenpolitisch wieder eine klare Linie mit den 
USA zu suchen? 


3. Abgeordneter 
Dr. Aigner 

(CDU/CSU) 


Wie definiert die Bundesregierung die Reso- 
lution 242 des Sicherheitsrats, der sie zusam- 
men mit den anderen EWG-Staaten zuge- 
stimmt hat, Rückzug der israelischen Truppen 
aus den besetzten Gebieten oder aus besetzten 
Gebieten? 


4. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


Welchen Beitrag hat die Bundesregierung bis- 
her zur Linderung der Hungersnot in Äthio- 
pien geleistet, bzw. welche Hilfsrntaßnahmen 
beabsichtigt sie? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Schweiz, in Frankreich, Italien und Großbri- 
tannien im öffentlichen Dienst, auch in den 
Streitkräften dieser Länder, Mitglieder der 
kommunistischen Parteien, auch in herausge- 
hobenen Positionen — • wie z. B; als Richter 
und Polizeichefs — beschäftigt sind, und ist 
die Bundesregierung bereit, daraus Konse- 
quenzen zu ziehen für die beabsichtigte An-, 
derung des Beamtenrechtsrahmengesetzes in 
der Bundesrepublik Deutschland, die die 
„Grundsätze zur Frage der verfassungsfeind- 
lichen Kräfte im öffentlichen Dienst" vom 
28. Januar 1972 ablösen sollen? 
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Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Kernkraftwerk, daß in Lubmin errichtet 
wird, bei einem Unglücksfall gefährliche Aus- 
wirkungen auch auf das Bundesgebiet haben 
kann, und wird sie in Ost-Berlin auf Sicher- 
heitsvorkehrungen drängen, wie sie in der 
Bundesrepublik Deutschland für notwendig er- 
achtet werden? 

Welche Gründe hat die Bundesregierung, die 
Zollfaihndungsbe amten nicht in den Personen- 
kreis der Polizeizulagenempfänger einzuibe- 
ziehen, obwohl die Zollfiahnidungisbeamten und 
ihre Tätigkeit nach geltendem Recht und nach 
der tatsächlichen Dienstverrichtung den Poli- 
zei vollzugsib ©amten vergleichbar sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

8. Abgeordneter Hält die Bundesregierung unid insibesondere 

Erhard der Bundes] ustizminister die einwöchige Zu- 

(Bad Schwalbach) stellfrist, die für Arrestbeschlüs&e und eins.t- 
(CDU/CSU) wellige Verfügungen als Wirksamkeitsvoraus- 

setzuing für den Vollzug besteiht, noch für 
ausreichend, nachdem bei den Gerichten in 
der Regel von den frühen Nachmittagisstunden 
des Freitags an der Dienstbetrieb ruht und 
vor allem Beförderung und Auslieferung von 
Postzustellung während des verlängerten 
Wochenendes weitgehend unterbleiben? 

9, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Erhard Fällen der vorstehenden Frage bei räumlich 

(Bad Schwalbach) relativ weit auseinander wohnenden Beteilig- 
(CDU/CSU) ten, vor allem auch im ländlichen Bereich, die 

einwöchige Zustellfrist aus Gründen, die im 
Bereich der Behörden liegen, nicht eingehalten 
werden kann und daß dies erhebliche Kosten- 
riaiken und Lasten für den Rechts suchenden 
.auslöst? 

10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Novel- 
Hösl lierung der StPO dafür zu sorgen, daß Radau 

(CDU/CSU) und Obstruktion vor Gerichten unterbunden 

werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

11. Abgeordneter Treffen Annahmen zu, wonach Landwirte 
Simpfendörfer durch Neuregelungen im Zusammenhang mit 
(SPD) der großen Steuerreform teilweise mit erheb- 

lich höherer Steuerbelastung zu rechnen ha- 
ben, und welche Entlastungen bzw, Mehrbe- 
lastungen werden sich durch die große Steuer- 
refortm für die Landwirte ergeben? 


6. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


7, Abgeordneter 

Röhner 

(CDU/CSU) 
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12. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Wurde der in Baden- Württemberg und dem 
bayerischen Bodenseegebiet neu festgelegte 
Ausbeutesatz für Kleinbrenner von 3,OVo bun- 
deseinheitlich gleichmäßig festgesetzt, und, 
wenn nein, in welchen Ländern oder eventuel- 
len Teilbereichen von Ländern gab es eine in 
der Höhe abweichende Festsetzung diesies 
Ausbeutesatzes und mit welcher konkreten 
Begründung? 


13. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Rechts- 
verordnunig die Höchstmengen für die ver- 
brauchsteuerfreie Einfuhr von Waren aus der 
DDR auf das Maß der entsprechenden zoll- 
freien Sätze für Waren aus EG-Ländern her- 
aufzusetzen, trotz der Tatsache, daß die DDR 
kein EG-Land ist, aber auf Grund der beson- 
deren Beziehungen zwischen der Bunde srepu- 
blik Deutschland und der DDR und der erhöh- 
ten Zwangsumtauschsätze? 


14. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
„/daß die allmähliche Beseitigung der inner- 
gemeinschaftlichen Handelshemmnisse norma- 
lerweise zu einer entsprechenden Verminde- 
rung der Aufgaben der Zolldienststellen hätte 
führen müssen'', (Antwort der Kommission auf 
die schriftliche Anfrage 156/73), und welche 
Maßnahmen beabsichtigt sie zu ergreifen, um 
eine Verringerung der Zollformalitäten im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaften zu 
erreichen? 


15. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die steuer- 
Pfeifer liehe Absetzbarkeit der Kindergartenbeiträge 

(CDU/CSU) im Wege der Berücksichtigung als Sonderaus- 

gaben zu prüfen? 


16. Abgeordneter 

Mick 

(CDÜ/CSU) 


Welche Begründung hat die Bundesregieriung 
für die in ihrem Entwurf eines Dritten Steuer- 
reformge setze s (Bundesratsdrucfcsadie 700/73) 
vorgesehene Abschaffung der steuerlichen Ab- 
zugsfähigkeit von Aufwendungen für Bewir- 
tung und Beherbergung (§17 Abs. 2) als Be- 
triebsausgaben oder als Werbung skosten 
(§ 48 Abs. 3,2)? 


17. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


Inwieweit und durch welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung die auf Grund die- 
ser Regelung zu erwartenden erheblichen 
Ausfälle und Verluste im Gaststätten ge werbe 
auszugleichen? 
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18. Abgeordneter Ist der Bundesregierimg bekannt, diaß “Garten- 

Mursdi ballbetriebe mit be>heizten Unterglaskulturen, 

(Soltau-Harburg) die durdi Importe und slaatMdie Föitderungs- 
(CDU/CSU) maßnaihmen in anderen Ländern — audi im 

EG-Riaum — in einem harten Wettbewerb 
stehen, durdi die Entwicklung der Heizölpreise 
mit einer Verdreifachung der Heizkosten in 
ihren wirtschaftlichen Grundlagen und damit 
ihrer Existenz gefährdet sind? 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch gezielte 

Mursdi Maßnaihmen, wie z. B, einer H eizö Ls teuer rück- 

(Soltau-Harburg) Vergütung, die durch politische Entwicklungen 
(CDU/CSU) verursachte existenzbedrohende wirtschaftli- 

che Lage zu erleichtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Dr. Jahn EWG und in Übereinstimmung mit den USA 

(Braunschweig) und Kanada eine Zusammenarbeit bei der 

(CDU/CSU) Erschließung neuer und erweiteter Energie- 

quellen anzu streben? 


21. Abgeordneter Da die US-^Regierung erklärt hat, daß sich Eiin- 
Dr. Jahn zelabkommen, wie die Zucker- und Kaffee- 

(Braunschweig)^ Vereinbarungen, außenhandelspolitisch als. we- 
(CDU/CSU) nig wirksam erwiesen haben, frage ich die 

Bundesregierung, was sie sich vom Abschluß 
eines Welttextilabkommens verspricht, und 
welche Stellung sie im jetzigen Zeitpunkt der 
Verhandlungen einnimmt? 


22. Abgeordneter Bis wann wird die geplante und zugesagte 
Gerster Neuabgrenzung der Gebiete, die in das Förde- 

(Mainz) rungsprogramm des Bundes zur Verbesserung 

(CDU/CSU) der Wirtschaftsstruktur aufgenommen werden 

sollen, vollzogen sein? 


23. Abgeordneter Kann damit gerechnet werden, daß der Bereich 

Gerster Bingen-Land, der vor der Verwaltungsreform 

(Mainz) als Teil des Landkreises St. Goar im Förde- 

(CDU/CSU) rungsprogramm des Bundes aufgenommen 

war, nach der Neuabgrenzung der Förderungs- 
gebiete, die nicht mehr nach Kreisgrenzen ein- 
geteilt werden sollen, wieder Eingang in das 
Förderungsprogramm des Bundes findet? 

24, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Bundes- 

Härzschel förderungsprogramim für den alten Landkreis 

(CDU/CSU) Müllheim auch nach der Kreisreform in Ba- 

den-Württemberg weiterzuführen, bis das Ge- 
fälle der Wirtschaftskraft abgebaut ist? 
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25. Abgeordneter 

Junghans 

(SPD) 


26. Abgeordneter 
Junghans 
(SPD) 


27. Abgeordneter 

Dt. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auiffassuong, daß 
angesichts der zunehmenden wirtsdiaftlidien 
Schwierigkeiten in strukturschwachen Gebie- 
ten dosierte Maßnahmen zur Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsstands in diesen Gebie- 
ten ergriffen werden müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Aufredit- 
eilhailtung eines hoben Besdiäftiigungsstands 
in struktursdiwadien Gebieten das ERP-Pro- 
gramm für Infrastrukturinvestitionen der Ge- 
meinden um einen wesentlichen Betrag aufzu- 
stocken? 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben 
über die Zahl der derzeitigen Arbeitslosen 
im Baulhauptgewerbe des bayerischen Zonen- 
randgebiets, mit wieviel Prozent Arbeitslosen 
in diesem Bereich rechnet sie ausgangs des 
Winters und bei wieviel Prozent hält sie die 
Einleitung von Gegenmaßnahmen für erforder- 
lidi? 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
igeben, auf welche Weise sie einen zuver- 
lässigen Ausblick auf die tatsächliche Auf- 
tragsilage des Bauhauptgewerbes und damit 
über die Sicherheit der einschlägigen Arbeits- 
plätze im bayerischen Zonenrandgebiet ge- 
winnt, und welche Sofortmaßnahmen sie ge- 
gebenenfalls einzuleiten gedenkt? 

Welche Maßnahmen wrird die Bundesregierung 
ergreifen, bzw. vorschlagen, um das Gast- 
stättengewerbe in Ausflugsgebieten vor den 
Folgen des kürzlich erlassenen Sonntagsfahr- 
verbots zu bewahren? 

In welcher Höhe hatte die Bundesregierung 
am 11. September 1973 Entscheidungen für 
hohe Vermögensverluste aus chilenischen 
Enteignungsmaßnahmen zu erkannt, und wel- 
che Überlegungen hatte sie bis zu diesem Zeit- 
punkt über Ausgleichsforderungen gegenüber 
Chile angestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung» 
Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter 

Kiedile 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die derzeitigen Brotgetreide- 
und Futtergetreidevorräte der Bundesrepublik 
Deutschland für den N/otfall, wie hoch waren 
diese Bestände zur selben Jahreszeit 1970, 
1971 und 1972, und' beabsichtigt die Bundes- 
regierung, diese Notfallvorräte zu erhöhen 
oder zu verringern? 
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32. Abgeordneter 

Kiep 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Kiep 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


35. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die ToHwutbekämpfung durch Vergasung der 
Fuch'sbauten mit Phosphorwasserstoff mit den 
Vorschriften des § 4 Abs. 2 des Tierschutzige- 
gesetizes vom 24. Juli 1972 vereinbar ist? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch 
Re chtsver Ordnung im Rahmen der Ermächti- 
gungsnorm des § 4 Abs. 2 des Tierschutzge- 
setz-es diese Tötungsart als mit dem Tier- 
schutzgesetz nicht vereinbar zu verbieten, und 
welche Maßnahmen schlägt die Bundesregie- 
rung zur Bekämpfung der Wildtollwut vor? 


Hat die Bundesregierung die Ergebnisse der 
im sogenannten So Hing- Projekt durch/geführ- 
ten ökologischen Studien ausgewertet, und 
welche Konsequenzen bat sie aus den ge- 
wonnenen Erkenntnissen gezogen? ^ 


Rechtfertigt ein Indexvergleich der landwirt- 
schaftlichen Erzeugerprelise und Betriebsmittel 
in der EWG die Behauptung, die DM-Aufwer- 
tungen seit 1969 hätten zu komparativen Wett- 
bewerbsvorteilen der deutschen Landwirt- 
schaft geführt? 


Wird die Bundesregierung in den bevorste- 
henden Beratungen des EG^Ministerrats über 
eine Reform der EG- Agrarpolitik Gelegenheit 
nehmen, sich für eine Änderung der Vorschrif- 
ten der EWG- Verordnung Nr. 1035/72 im 
Sinne eines besseren Funktionierens der ge-, 
meinsamen Marktorganisation für Obst und 
Gemüse einzusetzen, und was gedenkt sie zu 
veranlassen, daß die EG-Interventionsrege- 
lung für Obst und Gemüse in den für die 
Überproduktion verantwortlichen Anbauge- 
bieten der Gemeinschaft nicht dem Erfordernis, 
einer Anpassung der Produktion an die Ab- 
satzmöglichkeiten entgegensteht? 


Warum hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bei der Mittelver- 
gabe für die Gemeinschafts auf gäbe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur "den Anteil Bayerns 
nur auf 21,7Vo für 1974 festgeilegt, obwohl 
Bayerns Anteil an der land- und forstwirt- 
schatf liehen Nutzfläche, der Zahl der Betriebe 
und der von der Natur benachteiligten Flächen 
höhere Mittel benötigt, um einen Rückschritt 
des ländlichen Raums zu verhindern? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Kirschen- 
versuchsanlage im Landkreis Forchheim, dem 
größten geschlossenen Kirschenanbaugebiet 
Europas, entsprechend der überregionalen Be- 
deutung, finanziell mit zu unterstützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


39. Abgeordneter 

Seibert 


(SPD) 


40. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 

41. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundearegierung bereit, die Sätze des 
Arbeitslosen- und Kurzarbeltagelds an die ge- 
stiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen, 
und gegebenenfalls welcher Termin ist dafür 
in Aussicht genomimen? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, auf 
den Versicherungskonten der Pflichtversicher- 
ten der gesetzMchen Rentenversicherungen 
auch die Teilzeitbeschäftigung zu speichern? 


Ist die Bundesregierung ggf. bereit, die not- 
wendigen Schritte dazu einzuleiten, und bis 
wann können diese Maßnahmen abgeschlos- 
sen werden? 

Besitzt die Bundesregierung in Anbetracht 
verschiedener Äußerungen der Bundesminister 
Arendt und Jahn zum Problem der Lohnab- 
äicherung im Konkursfall exakte Zahlenanga- 
ben bzw, ungefähre Schätzungen über die 
Höhe auasitehender Lohn- und Gehaltsforde- 
rungen im Konkursfall? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


43. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über ein um- 
fassendes Programm zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen der psychisch Kranken, 
und hält die Bundesregierung Sofortmaßnah- 
men für die Verbesserung der psychiatrischen 
Krankenversorgung für erforderlich bzw. ist 
z. Z. eine ausreichende Therapie gewähr- 
leistet? 


44. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Sind in der mittelfristigen Finanzplanung 
Mehrausgaben für die Errichtung weiterer 
Krankenhäuser für psychisch Kranke und zur 
Behebung des Personalnotstands vorgesehen, 
und wie stellen sich diese im einzelnen dar? 


45. Abgeordneter Gibt es Zahlenmaterial darüber, wie viele 
Burger Personen in der Bundesrepublik Deutschland 

(CDU/CSU) an Schuppenflechte (Psoriasis) leiden? 


46. Abgeordneter 

Burger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen For- 
schung sauf trag zu vergeben mit dem Ziel, die 
Ursachen dieser weitverbreiteten Krankheit 
zu erforschen, um eine Basis für die Entwick- 
lung wirkungsvoller Behandlungsmethoden zu 
schaffen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


4/ Abgeordneter 

Mancher 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Mancher 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


5!. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
nicht vollendete Ausbau der Bundesstraße 30 
zu unerträglichen Verkehrsstauungen vor al- 
lem im Raum Ravensburg und Biberach führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, vorweg die 
beiden Umgehungsstraßen Ravensburg und 
Biberach im Ausbauplan für den Ausbau vor- 
zuziehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund der bestehenden Raucherlaubnis in den 
Großraumwagen und in den Speisewagen der 
Fernzüge das Platzangebot der Deutschen Bun- 
desbahn für Raucher erheblich größer ist als 
für Nichtraucher und daß dadurch bei starker 
Besetzung der Züge einer zunehmenden Zahl 
umweltbewußter und gesundheitsbewußter 
Bürger gegen ihren Willen die Rolle des 
„Passivrauchers" aufgezwungen wird, und teilt 
die Bundesregierung die Ansicht, daß es aus 
volkswirtschaftlichen Gründen eher vertretbar 
ist, einem Raucher den Nikotingenuß auf den 
Gängen der Züge zuzumuten, als Nichtraucher 
zu zwingen, unter Umständen stundenlang in 
einer durch das Rauchen verunreinigten At- 
mosphäre der Eisenbahnabteile zu sitzen, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, darauf hin- 
zuwirken, das Sitzplatzangebot für Nichtrau- 
cher schrittweise zu vergrößern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Oberwesterwaldkreis trotz der von ihr be- 
schlossenen Maßnahmen, wie Aufnahme des 
Kreises in das Verzeichnis der Bundesausbau- 
gebiete und Aufnahme in das regionale För- 
derungsprogramm Oberwesterwaldkreis, ^ im- 
mer noch mit strukturellen Schwierigkeiten zu 
kämpfen hat, und wird die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang bei der Deutschen Bun- 
desbahn darauf hin wirken, daß diese ihre Ab- 
sicht, lim Rahmen der Konzentration des Stück- 
gutverkehrs im Oberwesterwald alle Stückgut- 
bahnhöfe zu schließen, noch einmal überprüft? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Rhein-Lahn-Kreis trotz der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen, wie Aufnahme des Kreises 
in das Verzeichnis der Bundesausbaugebiete 
und Aufnahme in das regionale Förderungs- 
programm Rhein-Lahn-Sieg, immer noch mit 
strukturellen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, 
und wird die Bundesregierung bei der Deut- 
schen Bundesbahn darauf hinwirken, daß die- 
se ihre Absicht, im Rahmen der Konzentration 
des Stückgutverkehrs im Rhein-Lahn-Kreis nur 
noch den Stückgut-Bahnhof Oberlahnstein zu 
belassen, noch einmal überprüft? 
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52. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Pfeifer 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU] 


5 j. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


57. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die zivilen und militäri- 
schen Fahrzeuge von US- Angehörigen bzw. 
der US-Armee nicht den gleichen Auflagen 
und Forderungen des TÜV im Straßenverke/hr 
unterliegen wie deutsche Fahrzeuge, und was 
gedenkt diie Bundesregierung zur Vermeidung 
der größeren Unfallanfälligkeit dieser US- 
Fahrzeuge und auch zur Verbesserung der oft- 
mals mangelnden Beleuchtung von Fahrzeugen 
der US-Armee im deutschen Straßenverkehr 
zu unternehmen, damit deutsche und andere 
Verkehrsteilnehmer entsprechend besser ge- 
schützt werden? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Absicht der Landesregierung von 
Baden-Württemberg, dir Zahl der Straßenbau- 
ämter um sieben auf 20 zu vermindern, wovon 
drei der aufzulösenden Ämter zum Regie- 
rungspräsidium Karlsruhe gehören, sich in 
Form von erheblichen Verzögerungen im Stra- 
ßenbau und bei Genehmigungsverfahren auf 
Bundesmaßnahmen nachteilig auswirken wird, 
da die dann im Regierungsbezirk Nordbaden 
verbleibenden Ämter Calw, Heidelberg und 
Karlsruhe bereits jetzt überlastet sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
kehrsdichte auf der B 27 zwischen Tübingen 
und Hechingen inzwischen so zugenommen 
hat, daß Verkehrsstauungen von mehreren 
Kilometern Länge auf diesem Straßenabschnitt 
eine fast alltägliche Erscheinung geworden 
sind, und hält es die Bundesregierung ange- 
sichts dieses Sachverhalts nicht für eirforder- 
lich, die Planung für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen so zu verändern, daß der Neu- 
bzw. Ausbau der gesamten B 27 zwischen 
Stuttgart und Rottweil noch in diesem Jahr 
abgeschlossen werden kann? 

Hält es die Bundesregierung angesichts der 
von mir in der Drucksache 7/1182, Teil B, Fra- 
gen 50 und 51, angeführten Umstände für 
zweckmäßig, daß die hessische Straßenbau- 
verwaltung noch einmal prüft, ob die Umge- 
hungsstraße Bürstadt im Zuge der B 44/47 vor- 
erst nur zweispurig aus gebaut wird, obwohl 
die bisherigen Planungen auf eine vierspurige 
Straße ausgeilegt und abgeschlossen sind? 

Wie ist das Verhältnis zwischen Erwachsenen, 
Jugendlichen und Kindern bei der durch Ver- 
kehrsunfälle in den letzten fünf Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland verursachten Zahl 
von verletzten und getöteten Verkehrsopfern? 

Was wird die Bundesregierung tun bzw. ver- 
anlassen, um durch zusätzliche und gezielte 
Maßnahmen der Vorbeugung eine Reduzie- 
rung der Zahl der Verkehrsopfer zu erreichen? 
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58. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


59. Abgeordnetei 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


61. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


62. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


63. Abgeordneter 

Spilker 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Verbilli- 
gung der Balmtarife für Autofahrer, die auf 
die Benutzung ihres Fahrzeugs verzichten (un- 
ter Vorlage des Kfz^Scheins und des Führer- 
scheins), die Reisekosten so zu verfbilLlgen, daß 
ein zusätzlicher Anreiz zur Benutzung der 
Deutschen Bundesbahn und damit zur Einspa- 
rung von Mineralkraftstoffen entsteht? 

Trifft es zu, daß im Zuge weiterer Rationali- 
sierungsiruaßn ahmen der Deutschen Bundes- 
bahn der Stückgutverfcehr auch in Traunreut 
und in Trotsberg eingestellt werden soll, und 
müßte bejahendenfalls bei einer Verwirkli- 
chung dieser Pläne nicht mit einer schwer- 
wiegenden Standortbenachteiligung für diese 
südostbayerischen Industrieschwerpunkte ge- 
rechnet werden? 

Durch welche Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung die Entwicklung abgasfreier Autos 
vorantreiben? 

Inwieweit erwartet die Bundesregierung, daß 
infolge der Treibstoifverknappung und Preis- 
erhöhung die Personenlbeförderung der Deut- 
schen Bundesbahn auch im ländMchen Raum 
verstärkt wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Bundesbahn- und Fernstraßenkno- 
tenpunkt Altenkirchen, Westerwald (Kreis- 
stadt), im Rang eines Schwerpunktbahnhofs zu 
behalten und als Haltepunkt für EC-Züge aus- 
zuweiten? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um die Verkehrsbe- 
dienung im Kleingutbereich des Landkreises 
Altötting sicherzustellen, nachdem die Deut- 
sche Bundesbahn eine Schließung der Stück- 
gutbahnhöfe Altötting und Burghausen ange- 
kündigt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


64. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den unverzüg- 
lichen Bau einer kommerziellen Anlage zur 
Kohleverflüssigung auf Braimkohlebasis in 
Angriff zu nehmen unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen, die bei dem vom Bundesfor- 
schungsministerium geförderten Projekt „Ent- 
wicklung von Verfahren zur Umwandlung fos- 
siler Rohstoffe mit Wärme aus Hochtempera- 
tur-Kernreaktoren" gewonnen wurden? 
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ö5. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß sich 
der Bau einer Kohleverflüssigungsanliage auf 
Braunkohle- oder Steinkohlenbasis durchaus 
integrieren läßt in die Planungen für den Ein- 
satz der nuklearen Prozeßwärme aus Hoch- 
temperaturreaktoren? 


66 Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Wird die „Zentralstelle für politische und 
wirtschaftliche Forschungsauf gaben", Sitz 
Stuttgart, Alexanderstraße 112/1, durch Bun- 
desmittel gefördert, und, wenn ja, mit welcher 
Begründung? 


67. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt .die Bundesregierung Forderun- 
gen der Studenten der FachhodischuLe der 
Deutschen Bundespost Dieburg auf Anhebung 
ihres Stipendiums und zwar im Verhältnis zur 
Steigerung der Lebenshaltungskosten wie auch 
im Verhältnis zu den Leistungen des BAFÖG, 
bzw. unter welchen Gesichtspunkten hält die 
Bundesiregierung eine Differenzierung dieser 
Stipendien für Haupt- und Grundstudium für 
gerechtfertigt? 


68. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Studenten der Fachhochschule 
der Deutschen Bundespost in Dieburg seit dem 
15. Oktober 1973 in einen unbefristeten Streik 
getreten sind, um ihren Forderungen nach 
Anhebung der seit 1971 unveränderten Förder- 
sätze Nachdruck zu verleihen? 


69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Ford er un- 
Dr. Häfele gen zu entsprechen, oder durch welche ande- 

(CDU/CSU) ren Maßnahmen versucht sie gegebenenfalls 

zu einer Einigung mit den Studenten zu kom- 
men? 


70. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Beschluß des Bundeskabinetts vom 31, Ok- 
tober 1973 hinsichtlich der Überführung des 
Postreisedienstes in die Deutsche Bundesbahn 
vorher mit den betroffenen Arbeitnehmern 
bzw. deren Vertretern hätte erörtert werden 
müssen, und wie ist nach Auffassung der 
Bundesregierung diese Nichtbeteiligung der 
betroffenen Arbeitnehmer mit der von der 
Regierung erhobenen Forderung nach mehr 
„Mitbestimmung" auf allen Ebenen in Ein- 
klang zu bringen? 


71. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die durch diesen Beschluß drohenden Nach- 
teile für etwa 7000 Postbedienstete ebenso 
wie die zu erwartende Beschränkung des Rei- 
sedienstes besonders auf dem flachen Land 
unverzüglich eine Aufhebung des Kabinetts- 
beschlusses erfordern? 
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72. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Folgen haben die Pläne des Bundes- 
postministers zur Aufgabe des Kraftpostreiae- 
dienstes für den Bau des Kulmbacher Post- 
amts, und wann ist nunmehr endgültig mit 
dem Beginn des Neubaus zu rechnen? 


73. Abgeordneter Aus welchen Gründen wird zum Katholiken- 
Dr. Jobst tag 1974 durch die Deutsche Bundespost keine 

(CDU /CSU) Sonderbriefmarke herausgegeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


74. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wie und in welchen Zeiträumen werden sich 
die Empföhlungen der Bildungskommission zur 
Planung berufsqualifizierender Bildungsgänge 
im tertiären Bereich in die Wirklichkeit Um- 
setzen lassen? 


Bonn, den 23. November 1973 



